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Wirtschafts- und Sozialpolitik

Vorbemerkung

Neben dem Schutz der Bevölkerung vor zentralen 
Risiken wie Krankheit und Armut ist es Aufgabe 
des Sozialstaates, einen Beitrag zur Verbesserung 
der Beschäftigungslage und wirtschaftlichen Ent-
wicklung zu leisten. Die Verbesserung der Be-
schäftigungssituation gerät angesichts der nach 
wie vor hohen Arbeitslosenquote in vielen Län-
dern Europas in den Blickpunkt des Interesses 
und wird zu einem entscheidenden Maßstab für 
die Beurteilung sozialpolitischer Erfolge. Es wäre 
jedoch abwegig, Unterschiede in der Beschäfti-
gungsentwicklung ausschließlich auf die Konzep-
tion des jeweiligen Sozialstaates zurückzuführen. 
Wirtschafts- und fi nanzpolitische Konzepte und 
Strategien (u.a. Geld- und Lohnpolitik, Stabili-
tätspakt) sowie die Erfi ndung neuer Produkte und 
deren Vermarktung haben einen ganz entschei-
denden Einfl uss auf die Beschäftigungslage und 
wirtschaftliche Entwicklung. Das bedeutet, Sozial-
politik allein kann das Problem Arbeitslosigkeit 
nicht bewältigen, aber Sozialpolitik kann zumin-
dest dazu beitragen, es zu reduzieren.

Der Erfolg sozialpolitischer Aktivitäten im 
Hinblick auf die Beschäftigungsentwicklung 
scheint in den Ländern Europas aber sehr unter-
schiedlich auszufallen. Da Deutschland in der 
Rankingskala nicht als besonders erfolgreich ein-
gestuft wird, ist es unser Interesse, die Gründe für 
diese Situation herauszuarbeiten und Lösungs-
strategien anzubieten.

In der vorliegenden Studie von Prof. Dr. 
 Diether Döring kam es insbesondere darauf an, 
den spezifi schen Beitrag herauszuarbeiten, den 
Sozialpolitik bzw. der Sozialstaat in verschiedenen 
Ländern der Europäischen Union auf die Beschäf-
tigungsentwicklung hat. Es geht insbesondere 
um die Fragen, wie die Sozialstaaten ihre sozialen 
Sicherungssysteme gestalten, ob und wie bestimm-
te Beschäftigungssegmente aus fi nanz- bzw. steuer-
politischer Sicht begünstigt und welche familien- 
und bildungspolitischen Strategien verfolgt wer-

den, die zum Abbau von Arbeitslosigkeit führen. 
Die Beschaffenheit und die Art und Weise des Zu-
sammenwirkens dieser recht unterschiedlichen 
Elemente wird als entscheidend dafür angesehen, 
wie erfolgreich Sozialpolitik für die Entwicklung 
der Beschäftigung in den jeweiligen Ländern ist.

Diether Dörings Fazit lautet: Länder wie 
Deutschland, Frankreich und auch Belgien haben 
ihren Sozialstaat weniger optimal aufgestellt als 
beispielsweise Dänemark, Schweden oder Groß-
britannien. Letztere haben bereits seit längerer 
Zeit höhere Erwerbs- und damit einhergehend 
geringe Arbeitslosenquoten erzielt. Die zentralen 
Faktoren, die Döring für die erfolgreicheren Län-
der anführt, sind folgende:
• Sie tendieren dazu, soziale Sicherung eher 

über Steuern zu fi nanzieren und erheben sel-
tener lohnbezogene Beiträge.

• Des Weiteren streben sie stärker „gemischte“ 
Finanzierungslösungen an, indem z.B. Steuer- 
und/oder Umlagefi nanzierungsformen durch 
Kapitaldeckungskomponenten ergänzt wer-
den.

• Die Sicherungsleistungen für Erwerbstätige 
mit niedrigen Einkommen werden umfas-
sender subventioniert, was u.a. Teilzeitbe-
schäftigung begünstigt und die Erwerbsquote 
von Frauen, Älteren und Leistungsgeminder-
ten erhöht.

• Außerdem fördert die sozialversicherungs-
rechtliche Gleichbehandlung von abhängig 
Beschäftigten und Selbstständigen die Bereit-
schaft, neue Wege bei der Anpassung an ver-
änderte Arbeitsmarktbedingungen zu gehen, 
z.B. durch die Ausübung „gemischter“ Er-
werbstätigkeiten (gleichzeitige Ausübung von 
abhängiger Beschäftigung und Selbstständig-
keit). 

• Neben diesen Strategien in eher klassischen 
Bereichen sozialstaatlicher Sicherung sind 
weitere, ganz zentrale Unterschiede hervor-
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zuheben: In den tendenziell erfolgreicheren 
Ländern haben Bildung und Weiterbildung 
sowie eine bessere Vereinbarkeit von Erwerbs-
tätigkeit und privatem Leben einen höheren 
Stellenwert.

Für Deutschland bedeuten die Ergebnisse dieser 
Studie, dass zum einen eine veränderte Ausrich-
tung der Sozialpolitik erforderlich ist, wie z.B. in 
der Rentenpolitik, und zum anderen aber auch, 
dass bereits angedachte oder schon eingeleitete 
Entwicklungen, z.B. im Bereich der Familien- 
und Bildungspolitik, intensiviert werden sollten.

Wie eine günstigere und damit veränderte 
Ausrichtung des Alterssicherungssystems in 
Deutschland aussehen könnte, beschreibt Döring 
in einem abschließenden Kapitel. Hierbei lehnt 
er sich eng an seine Ergebnisse aus den vorange-
stellten Kapiteln zum europäischen Vergleich an 
und schlägt vor, die für andere Länder herausge-
arbeiteten Erfolgskriterien in die Diskussion über 
die Gestaltung des deutschen Alterssicherungs-
systems einzubringen. Im Zentrum stehen hier 
Vorschläge wie der Einbau von steuerfi nanzier-
ten mindestsichernden Leistungskomponenten 
für Niedriglohnempfänger, ein höherer Verpfl ich-
tungsgrad aller Beschäftigten zur kapitalgedeck-
ten Zusatzversorgung und eine stärkere sozial-

versicherungsrechtliche Gleichbehandlung un-
terschiedlicher Erwerbsformen.

Allerdings könnte die Hoffnung auf allzu 
große beschäftigungspolitische Wirkungen einen 
kleinen Dämpfer erhalten: Es ist eine bislang 
noch unbeantwortete Frage, ob die scheinbar er-
folgreicheren Länder wie Schweden, die Nieder-
lande oder Dänemark nur deshalb besser da zu 
stehen scheinen, weil sie die Arbeitslosenquote 
„künstlich“ reduziert haben. Dies erfolgt z.B., in-
dem systematisch ein Teil der Arbeitslosen für 
erwerbsunfähig erklärt wird. In diesem Fall wer-
den sie in der Arbeitslosenstatistik gestrichen mit 
der Folge, dass die Arbeitslosenquote sinkt, und 
dies wird als Erfolg gewertet. Sollte diese Vermu-
tung zutreffen, dann würde nicht nur der ver-
meintlich größere sozialpolitische Erfolg dieser 
Länder in einem anderen Licht erscheinen, son-
dern es müsste dann auch der angenommene 
Einfl uss des Sozialstaates auf die Beschäftigungs-
entwicklung neu austariert werden. Wir werden 
dieser Frage in weiteren Arbeiten nachgehen.

Peter König
Leiter des Gesprächskreises Sozialpolitik
der Friedrich-Ebert-Stiftung 
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1. Grundüberlegung

Im Zuge von Globalisierung und europäischer 
 Integration geraten die unterschiedlichen wohl-
fahrtsstaatlichen Ansätze1 Europas in einen di-
rekteren Wettbewerb untereinander. Was sind die 
Kriterien für Erfolg oder Misserfolg eines be-
stimmten wohlfahrtsstaatlichen Modells in die-
sem Wettbewerb? Einerseits ist zu fragen, in wel-
chem Maße die politisch defi nierten Sicherungs-
ziele erreicht werden. Andererseits ist zu fragen, 
durch welche Sozialstaatsaufstellung spürbare 
positive Impulse für wirtschaftliche Entwicklung 
und Beschäftigung gesetzt werden. Dieser zweite 
Aspekt steht in diesem Gutachten im Vorder-
grund. Eine gute Beschäftigungslage ist wiederum 
selbst ein entscheidendes Instrument sozialer 
 Sicherheit, da sie es einer großen Zahl von Men-

schen erlauben, durch Erwerbsarbeit die eigene 
Existenz oder – bei geringen Verdiensten – min-
destens einen Teil derselben zu sichern. Eine gute 
Beschäftigungslage ist zudem Voraussetzung für 
die fi nanzielle Leistungsfähigkeit eines jeden 
 So  zialstaates. Idealerweise sollte eine beschäfti-
gungs  freundliche Ausrichtung des sozialstaatli-
chen Systems mit Elementen kombiniert werden, 
die zu einer günstigeren demographischen Ent-
wicklung beitragen. Die vorrangig auf die Grund-
aufstellung des Sozialstaates gerichteten Betrach-
tungen werden insbesondere auf die Alterssiche-
rung bezogen, die als eine Art „Flaggschiff“ bei 
Strukturentscheidungen fungiert. Sie ist zudem 
der fi nanziell gewichtigste Bereich des Siche-
rungssystems.

5

1 Die Begriffe Sozialstaat und Wohlfahrtsstaat werden im Folgenden synonym verwendet.
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Alle Sozialstaaten unterliegen dem gleichen 
„ökonomischen Dilemma“2 Sie sind – zugespitzt 
formuliert – nur dann von großer Leistungsfähig-
keit für den Einzelnen, wenn diese weniger bean-
sprucht werden muss. Soll heißen: Bei guter Be-
schäftigungsentwicklung und kontinuierlichem 
Einkommenszuwachs haben sie eine günstige 
Einnahmeentwicklung. Zugleich ist der Ausga-
bendruck in aller Regel gering, da nur wenige Ar-
beitslose Leistungen empfangen, die Verrentungs-
tendenz in der Regel schwach ist und der Druck 
auf die Sozialhilfe bzw. sozialhilfeartige Pro-
gramme gering ist. In solch „unproblematischen“ 
Phasen, insbesondere wenn sie länger andauern, 
setzt erfahrungsgemäß die Politik gerne Ketten 
von Leistungsverbesserungen in Gang und er-
leichtert den Zugang zu Leistungen. Bei wach-
senden Beschäftigungsproblemen kehrt sich die 
Entwicklung spiegelbildlich um. Die Einnahme-
entwicklung der sozialen Sicherung schwächt 
sich mit der Beschäftigungsentwicklung und der 
Lohndynamik ab. Der Ausgabendruck – ausgelöst 
insbesondere durch erhöhte Arbeitslosigkeit, stär-
kere Verrentungstendenz, vermehrte Sozialhilfe-
leistungen – steigt. Eine Auftriebstendenz bei den 
Sozialabgaben setzt ein. Steigende Abgaben sind 
jedoch gerade bei Unterbeschäftigung nicht sinn-
voll. Mit einem gewissen „time lag“ beginnt die 
Politik in der Regel mit Einschränkungen zu rea-
gieren. Leistungszugänge und Leistungsniveaus 
werden schrittweise weniger komfortabel gestal-
tet. Dieses Dilemma betrifft im Grundsatz alle 
Wohlfahrtsstaaten. Daraus folgt für die Sozial-
staatsstrategie, dass sie die eigene Ausrichtung 
nicht nur nach „rein sozialpolitischen“ Gesichts-
punkten entscheiden darf, sondern Impulse für 
die Verbesserung der Beschäftigungslage (und die 

Ausweitung der Erwerbsbeteiligung) als Teil der 
Hauptaufgabe betrachten sollte. Welche Chan-
cen hier liegen, zeigt der europäische Vergleich. 
Der Blick über die Grenzen zeigt, dass die Auf-
wendungen für die soziale Sicherheit in Relation 
zum Bruttoinlandsprodukt in den entwickelteren 
europäischen Volkswirtschaften zwar in etwa 
vergleichbare Größenordnungen aufweisen. Zu-
gleich bestehen jedoch ganz auffällige Unter-
schiede in Bezug auf die Beschäftigungsentwick-
lung. Während z. B. Deutschland und Frankreich 
schon seit langer Zeit aus ihrer Unterbeschäfti-
gungslage nicht herausgekommen sind, erreichen 
u. a. Großbritannien, Schweden, die Niederlan-
de, Dänemark und die Schweiz eine deutlich bes-
sere Position. Es muss kaum betont werden, dass 
es abwegig wäre, Unterschiede in der Beschäfti-
gungsentwicklung allein auf die Konzeption des 
jeweiligen sozialstaatlichen Sicherungssystems zu -
rückzuführen. Diese Analyse zielt jedoch darauf, 
Indizien für eigenständige von der Grundaufstel-
lung des Wohlfahrtsstaates ausgehende Einfl üsse 
herauszuarbeiten. Dabei werden Sozialstaatsty-
pen auf der Grundlage des jeweils defi nierten „Be-
ziehungsmusters“ zwischen sozialer Sicherung 
und Erwerbstätigkeit gebildet,3 um anschließend 
zu untersuchen, inwieweit es Gemeinsamkeiten 
der Sozialstaatsorientierung bei den Ländern mit 
den vergleichsweise günstigen Beschäftigungs-
daten gibt. 

Diese auf das Beschäftigungsproblem bezo-
gene Überlegung lässt sich mit einiger Vorsicht 
sinngemäß auf demographische Probleme über-
tragen, ohne Deckungsgleichheit zu unterstellen. 
Auch starke demographische Verschiebungen kön-
nen einen Sozialstaat in ein Dilemma führen, das 
seine Leistungskraft wesentlich beeinträchtigt. 

2 Vgl. u. a. D. Döring : Sozialstaat, Frankfurt a. M. 2004
3 Vgl. u. a. D. Döring : Alterssicherung und Erwerbstätigkeit, in :H. Schneider/Institut für Wirtschaftsforschung Halle (Hg.): Europas 

 Zukunft als Sozialstaat, Baden-Baden 2000

2. Ökonomisches Dilemma und Sozialstaat
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Zu denken ist vor allem an massive altersstruk-
turbedingte Verschiebungen zwischen Personen 
im erwerbsfähigen Alter und Älteren. Auch hier 
sprechen Untersuchungen dafür, dass die Art der 
Sozialstaatstätigkeit ein wichtiger Faktor bei der 
Herstellung einer ausgewogenen Entwicklung 
dar stellen kann. Besonders sozialpolitisch nütz-
lich wäre es, wenn bestimmte Strategiemuster 
identifi zierbar wären, die bei der Milderung bei-
der Dilemmata vorteilhafte Wirkungen verspre-
chen. Der vorrangige Blick gilt im Folgenden je-

doch der Beschäftigungsseite. Zwischen Demogra-
phie und Beschäftigung gibt es enge Verbindun-
gen. Einerseits dürften demographische Ent wick-
lungen von den Arbeitsmarktchancen beeinfl usst 
werden. Zum anderen kann die Beschäftigungsent-
wicklung sich mit Blick auf die Sozialstaatsfi nan-
zen im Positiven wie Negativen verstärken. Nega-
tive Entwicklungen auf einer Seite können durch 
positive Entwicklungen auf der anderen Seite 
kompensiert werden.



Friedrich-Ebert-Stiftung
WISO

Diskurs

8

4 Zu Sozialstaatsvergleichen/Typologien vgl. u. a. G. Esping-Andersen: The Three Worlds of Welfare Capitalism, Princeton 1990 ders.: Why 
we need an new Welfare State, Oxford 2003, F. X. Kaufmann: Varianten des Wohlfahrtsstaates, Frankfurt a. M. 2002

5 Beveridge war Mitglied der liberalen Fraktion des britischen Parlaments und erhielt während des zweiten Weltkrieges den Auftrag der 
Regierung Churchill zur Leitung einer Kommission, die den Vorschlag für eine durchgreifende Reform des britischen Wohlfahrtsstaates 
ausarbeiten sollte. Das Ergebnis war der Beveridgeplan von 1942; dieser griff Grundgedanken auf, die er bereits 1924 in einer Expertise 
für die liberale Fraktion im Parlament formuliert hatte (vgl. W. H. Beveridge: Der Beveridgeplan. Sozialversicherung und verwandte Leis-
tungen, Zürich/New York 1943).

Etwas zugespitzt formuliert, kann man von einem 
Wettbewerb von zwei polaren wohlfahrtsstaat-
lichen Ansätzen in Europa sprechen. Sie unter-
scheiden sich in Bezug auf das personelle Kon-
zept, das Kriterium Leistungsgestaltung (insbe-
sondere bei monetären Leistungen) sowie die 
 Finanzierung. Hinter diesen rivalisierenden An-
sätzen stehen unterschiedliche Vorstellungen so-
zialer Gerechtigkeit, insbesondere auch unter-
schiedliche Vorstellungen über die Rechte und 
Pfl ichten verschiedener Akteure in der Erzeugung 
sozialer Sicherheit, des Staates einerseits und der 
privaten Akteure, der Unternehmen, der Tarif-
parteien, der Familie und der Individuen ande-
rerseits.

Ein Ansatz der europäischen Sozialstaats-
entwicklung, heute gern mit dem Schlagwort 
„Beveridgetyp“ belegt, knüpft historisch an Tradi-
tionen der Armenfürsorge an. Diese wurde ange-
sichts neuer vermehrter Risiken des Industriezeit-
alters als ungeeignet für die soziale Sicherung 
von Beschäftigten empfunden. Insbesondere die 
hier systemnotwendige Prüfung der persönlichen 
Einkommens- und Vermögensverhältnisse wurde 
verbreitet als entwürdigend empfunden. Zudem 
wurde die Fallenwirkung bei den Arbeitsanreizen 
kritisiert. Seit Ende des 19. Jahrhunderts fi nden 
sich deshalb in vielen europäischen Ländern ge-
setzgebende Schritte zur Veränderung der Armen-
fürsorge. Bedürftigkeitsvoraussetzungen wurden 
schrittweise eingeschränkt, Leistungen komfor-
tabler gestaltet. Der Grundansatz fürsorgeartiger 
Systeme allerdings, keine Personengruppe in ih-
rem Sicherungsversprechen auszuschließen, wur-
de beibehalten. Ergebnis dieser Entwicklung war 

die schrittweise Herausbildung eines Systems, 
das man als universelle Basissicherung bezeich-
nen kann. Universell heißt, dass tendenziell die 
gesamte Bevölkerung in den Erwerb von Ansprü-
chen und Finanzierungsverpfl ichtungen einge-
schlossen wird, im Gegensatz zur Armenfürsorge 
oder auch zur heutigen Sozialhilfe jedoch unab-
hängig von Bedürftigkeit und dem individuellen 
Haushaltsbedarf. Hauptaufgabe dieses System-
typs wurde, allen Mitgliedern der Gesellschaft im 
Risikofall ein Minimum an Einkommen bzw. me-
dizinischer Versorgung zu gewährleisten. Von 
den normativen Grundlagen her könnte man hier 
von einer Ausrichtung der sozialstaatlichen Si-
cherung auf „Bedarfsgerechtigkeit“ im Sinne ei-
nes standardisierten – durchschnittlichen – Min-
destbedarfes sprechen. Die systematische Ausfor-
mulierung dieser Leitvorstellung kann dem bri-
tischen Ökonomen William H. (Lord) Beveridge 
zugeschrieben werden (auch, wenn z. T. in der 
älteren britischen Gesetzgebung sowie in den 
skandinavischen Ländern vergleichbare Vorstel-
lungen zu fi nden sind). Kernidee des britischen 
Beveridgeplanes von 19425 war, die Aktivität des 
Sozialstaates auf dasjenige zu konzentrieren, aber 
auch beschränken, was wegen der hier unver-
meidbaren interpersonellen Einkommensumver-
teilung nur durch ihn und nicht durch private 
Aktivität gesichert werden könnte: Hierunter fällt 
eine (nicht bedarfsabhängige) Basissicherung bei 
Arbeitslosigkeit, Arbeitsunfähigkeit, Invalidität 
und Alter sowie eine Gewährleistung des medi-
zinisch Notwendigen, unabhängig von der per-
sönlichen bzw. familiären Einkommenslage. Al-
les über die Basissicherung Hinausgehende, ins-

3. Typologie der Sozialstaatsstrategien in Europa4
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besondere Absicherung des erreichten Erwerbs-
einkommens, sollte die Aufgabe des Einzelnen, 
der Familie, des Betriebes, der Tarifparteien oder 
auch von Institutionen kollektiver Selbsthilfe sein. 
Die so angelegte Beschränkung der staatlichen 
Tätigkeit sollte der privaten Aktivität einen mög-
lichst großen Spielraum sichern. Hier liegt der 
 liberale Antrieb für diese Konzeption. Zugleich 
sollte durch das garantierte Minimum die Not-
wendigkeit des Einsatzes fürsorgeartiger Leistun-
gen auf (idealerweise wenige) Fälle überdurch-
schnittlichen Bedarfs beschränkt werden. Zur Fi-
nanzierung der Basissicherung sollten im Grund-
satz alle Einwohner(innen) herangezogen wer den, 
unabhängig von der Art ihrer Einkünfte.6 Be-
stimmte Gruppen von Nichterwerbstätigen, insbe-
sondere Kindererziehende und Pfl egende, sollten 
beitragsfrei abgesichert werden. Der Beveridge-
plan wurde nach dem Zweiten Weltkrieg zur Leit-
vorstellung einer ganzen Gruppe von  europäischen 
Ländern. Die britische Gesetzgebung von 1946 
verwirklichte ihn in Teilen mit einigen Abstri-
chen. Die Schweiz gab sogar im gleichen Jahr den 
Grundsätzen in leicht abgewandelter Form Ver-
fassungsrang und führte eine universelle Alters- 
und Hinterlassenenversicherung (AHV) ein. Die 
niederländische Gesetzgebung installierte nach 
langer innenpolitischer Debatte schrittweise meh-
rere universelle Sicherungssysteme, beginnend 
mit der Alterssicherung (AOW) 1956. Irland, Dä-
nemark und Schweden sind weitere Länder, die 
Impulse des Beveridgeplanes aufgriffen, wobei 
nicht übersehen werden sollte, dass in diesen Län-
 dern z. T. schon vorher ähnliche Gestaltungsan-
sätze wirksam waren. Wirkungen des Beveridge-
plans sind auch in einigen südeuropäischen Län-
dern feststellbar, etwa in Italien, Griechenland 
und neuerdings Spanien bei der Ausgestaltung 
der Gesundheitsversorgungssysteme, die insofern 
„steuerähnlichen“ Charakter haben, als sie nur in 
schwacher Beziehung zum persönlichen Leis-

tungsanspruch stehen und die zudem auf mehre-
re Einkunftsarten erhoben werden.

In „beveridgetypischen“ Ländern werden 
heute Sicherungssysteme entweder überwiegend 
durch öffentliche Haushaltsmittel fi nanziert (so 
z. B. in Dänemark) oder durch Beiträge, die auf 
mehr oder weniger alle Einkunftsarten erhoben 
werden (so z. B. in den Niederlanden sowie im 
Falle der AHV in der Schweiz). Personen mit nied-
rigem Einkommen sind dabei oft von Beiträgen 
freigestellt. In der Praxis hat die Beschränkung 
der staatlichen Aktivität auf eine bloße 
 Basissicherung in solchen Ländern oft zu einer 
Erweiterung der traditionellen Lohntarifpolitik 
hin zur tarifl ichen Vorsorgepolitik beigetragen, 
da die Teilparteien gezwungen waren, die staatli-
cherseits nicht gewährleistete Lebensstandard-
sicherung sicherzustellen. Diese Strategie wurde 
wiederum teilweise durch sozialstaatliche Allge-
meinverbindlichkeitsregeln gestützt. Nicht selten 
wurden auch gesetzliche Verpfl ichtungen für die 
Zusatzsicherung etabliert, häufi g für die betrieb-
liche Altersversorgung (z. B. in der Schweiz und 
in Frankreich), manchmal verbunden mit Wahl-
möglichkeiten zwischen betrieblichen und In-
dividualvorsorgelösungen (z. B. in Großbritan-
nien). Diese hat in diesen Ländern wie ein Treib-
satz für den Ausbau starker Vermögenspositionen 
im Bereich der Alterssicherung gewirkt. 

Bezüglich der Niveaus bei monetären Leis-
tungen (Renten, Arbeitslosengeld, Krankengeld 
etc.) tendieren „beveridgetypische“ Wohlfahrts-
staaten – jedenfalls gilt dies für die bisherige Tra-
dition – bezüglich des staatlich organisierten 
 Systems zu niedrigeren Leistungslevels, wenn 
man Durchschnittsverdiener(innen) zum Maß-
stab macht.7 Durch die ganz oder teilweise lohn-
unabhängige Ausrichtung der Geldleistungen fal-
len die Ersatzraten hoch bei niedrigen Löhnen 
und niedrig bei hohen Löhnen aus. Auch beve-
ridgetypische Gesundheitssysteme tendieren zu 

6 Der Beveridgeplan von 1942 sah ursprünglich einkommensunabhängige Pauschalbeiträge vor, die nur bei niedrigem Einkommen durch 
steuerfi nanzierte Zuschüsse gestützt werden sollten (vgl. aus zeitgenössischer deutscher Sicht auch H. Möller: Der Beveridgeplan, Stutt-
gart o. J)

7 Zu Leistungen, Leistungsvoraussetzungen und Finanzierung im europäischen Vergleich vgl. u. a. Europäische Kommission. General-
direktion Beschäftigung und Soziales: MISSOC-Gegenseitiges Informationssystem zur sozialen Sicherheit, Brüssel 2004; D. Döring/B. 
Dudenhöffer/J. Herdt: Europäische Gesundheitssysteme unter Globalisierungsdruck: Finanzierungsstrukturen und Reformoptionen, 
Wiesbaden 2005 
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strengeren Defi nitionen des medizinisch „Not-
wendigen“ und zeigen nicht selten deutliche Ra-
tionierungstendenzen bei medizinischen Leis-
tungen (vgl. Großbritannien, Dänemark).

Der rivalisierende europäische Ansatz – in 
der Literatur verbreitet als „Bismarck-Typ“8 be-
zeichnet – hat seine historische Quelle vor allem 
in obrigkeitlichen Strategien zur Lösung gesell-
schaftlicher Konfl ikte, insbesondere Versuchen 
der Pazifi zierung der Arbeiterbewegung Ende des 
19. Jahrhunderts. Er legt den Akzent stärker auf 
Maßnahmen zur Verbesserung der materiellen 
Lage der abhängig Beschäftigten. Institutionell 
setzen diese Strategien bei den ursprünglich frei-
willigen Selbsthilfekassen an und verbreitern die-
sen Ansatz mittels Versicherungspfl ichtregelun-
gen und weiteren Regulierungen hin zu gesetz-
lichen Sozialversicherungen für abhängig Be-
schäftigte. Bei diesem Ansatz spielte (und spielt 
bis heute) der universelle Ansatz keine nennens-
werte Rolle. Sie binden die Pfl ichtmitgliedschaft 
in der Sozialversicherung traditionell an den Ar-
beitsvertrag, fi nanzieren diese durch bruttolohn-
bezogene Beiträge bis zu einer Entgeltobergren-
ze und nehmen in der Regel den Arbeitgeber mit 
Beitragsteilen in die Pfl icht. Verbreitet werden 
zur Begrenzung der Beitragssätze auch Staatszu-
schüsse bzw. staatliche Defi zithaftungen einge-
setzt. Die Geldleistungen im Risikofall haben hier 
von vornherein eine starke Komponente der Le-
bensstandardsicherung, orientieren sich im Rah-
men der Bemessungsgrenzen also am erzielten 
Lohn bzw. an der lohnbezogenen Beitragsleis-
tung des Versicherten. Die mindestsichernde 
Funktion wird zumeist weitgehend auf die Sozial-
hilfe oder sozialhilfeartige Programme delegiert. 
Die deutsche Sozialgesetzgebung der Bismarck-
Zeit gilt hier als Paradefall. Sie wurde zum Vor-
bild für andere europäische Länder. Man kann 
heute Ländersysteme wie das luxemburgische, 
das belgi sche, bis 1956 auch das niederländische, 
das spanische, mit gewissen Einschränkungen 

auch das französische diesem Ansatz zuordnen. 
Man kann bei diesen Sozialstaaten von einer tra-
ditionellen „Neigung“ zu komfortableren Leis-
tungsniveaus sprechen, da angesichts der Orien-
tierung der Geldleistungen am Erwerbseinkom-
men ansonsten bei niedrigen Entgelten ein ho-
hes Risiko bestünde, dass Versicherte im Risikofall 
häufi g unter Armuts- bzw. Sozialhilfeschwellen 
fallen. Allerdings gibt es hier inzwischen deut-
liche Veränderungen des traditionellen Bildes. 
Viele Wohlfahrtsstaaten  mit  „Bismarckein-
schlag“  haben un ter Druck von Beschäftigungs-
schwierigkeiten und zusätzlich vor dem Hinter-
grund erwarteter de mographischer Verschie-
bungen kräftige Einschnitte bei den Leistungen 
vorgenommen. Diese sind, weil sie gerade im fi -
nanziell zumeist volumenstärksten System Alters-
sicherung gerne scheib chenweise vorgenommen 
werden, in aller Regel unterschätzt worden. So la-
gen z. B. die Brutto rentenniveaus auf der Basis 
von Durchschnittsverdienst und 40 Versiche-
rungsjahren für den Rechtsstand 2000 in Deutsch-
land und Frankreich noch sehr deutlich oberhalb 
des niederländi schen und dänischen Beispiels. 
Auf der  Grundlage des Rechtsstandes 2005 erge-
ben sich jedoch für Erwerbsbiographien von 40 
Jahren Bruttorentenniveaus für Durchschnittsver-
diener, die nur noch denen der o. g. basissichern-
den  Systeme  für   Durchschnittsverdiener(in nen) 
entsprechen.

Eine weitere Einschränkung ist mit Blick auf 
die unterschiedliche systemtypische Rolle der 
Zusatzsicherung für das System Alterssicherung 
zu machen. Gerade Wohlfahrtsstaaten, die die 
Rentenniveaus bei den umlagefi nanzierten Sys-
temen der ersten Säule eher knapp defi nieren, 
 haben häufi ger verpfl ichtende Lösungen für die 
– zumeist kapitalgedeckte Zusatzsicherung etab-
liert. Insofern ergeben sich bei Untersuchungen, 
die alle Säulen mit Pfl ichtcharakter einbeziehen, 
z. T. deutlich abweichende Ergebnisse in Bezug 
auf die Niveaus als bei der Beschränkung des 

8 Während beim „Beveridge-Typ“ immerhin eine gewisse Nähe zu den Vorschlägen des Beveridgeplans festzustellen ist, zeigt die  Gestaltung 
der heute dem „Bismarck-Typ“ zugerechneten Wohlfahrtsstaaten eine deutlich größere Diskrepanz zu den tatsächlichen Leitvorstellun-
gen Reichskanzler Bismarcks bzw. auch der sog. „Bismarckschen Sozialgesetzgebung“. Die heutige Verwendung des Begriffs korrespon-
diert am ehesten mit den Vorschlägen von Prof. Dr. Wilfried Schreiber (Geschäftsführer des Bundes Katholischer Unternehmer/BKU) für 
die sog. „große Sozialreform“ der Bundesrepublik in den 50er Jahren (streng genommen wäre also „schreibertypisch“ richtiger).
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  9 Vgl. u. a. Modellberechnungen, in: D. Döring: Zukunft der Alterssicherung. Europäische Strategien und der deutsche Weg, Frankfurt a. M. 
2002 

10 Vgl. OECD: Pensions at a Glance. Public Policies across OECD countries, Paris 2005, Table 1 u. Figure 1 11 vgl. u. a. D. Döring/B.  Duden höffer/ 
J. Herdt: Europäische Gesundheitssysteme unter Globalisierungsdruck. Finanzierungsstrukturen und Reformoptionen. Wiesbaden 2005

11 Vgl. u. a. D. Döring/B. Dudenhöffer/J. Herdt: Europäische Gesundheitssysteme unter Globalisierungsdruck. Finanzierungsstrukturen und 
Reformoptionen. Wiesbaden 2005

 Obligatoriums auf die staatlich organisierten 
Kernsysteme. So fallen beispielsweise bis dato die 
Ergebnisse für die niederländische erste Säule 
(AOW) auf der Basis einer Standardkarriere von 
40 Jahren eher spartanisch aus und liegen deut-
lich unter den Ergebnissen für die erste Säule in 
Deutschland und Frankreich.9 Bei Einbeziehung 
der de facto verpfl ichtenden kapitalgedeckten 
 betrieblichen Zusatzsicherung nehmen die Nie-
derlande eine europäische Spitzenposition ein.10 

Bezüglich der normativen Grundlagen könn-
te man bei dem sogenannten „Bismarck-Typ“ 
von einer Orientierung des Sicherungssystems 
auf „Beitrags- und Leistungsgerechtigkeit“ spre-
chen. Von der Bindung der monetären Leistun-
gen der Kernsysteme an das durch Erwerbstätig-
keit erzielte Einkommen sowie die durch lohn-
bezogene Beiträge erbrachte Vorleistung werden 
positive Leistungsanreize und damit Wohlstands-
gewinne für die ganze Gesellschaft erwartet. Die 
Äquivalenzorientierung (z. B. Orientierung an 
struktureller Äquivalenz bei umlagefi nanzierten 
Rentensystemen) ist allerdings auch bei „bis-
marcktypischen“ Sicherungssystemen z. T. durch 
Aspekte gezielter interpersoneller Einkommens-
umverteilung „überformt“ (z. B. Aufwertungsre-
gelungen bei Niedrigeinkommen, familien- bzw. 
erziehungsorientierte Leistungen). Diese stellen 
eine der Legitimationen für Staatszuschüsse dar. 
Nichterwerbstätige erwerben hier in „bismarck-
typischen“ Systemen zumeist keine eigenständi-
gen Ansprüche, sondern werden auf Grundlage 
von Ehestatus oder Kindschaftsverhältnis zu ei-
nem Versicherten „abgeleitet“ gesichert (Mitver-
sicherung in der Krankenversicherung, Hinter-
bliebenenversorgung). Auch „bismarcktypische“ 
Systeme, die bei den Geldleistungen die Lohn-
differenzen (und die Beitragsdauer) tendenziell 
widerspiegeln, wenden im Bereich der medizi-
nischen (u. U. auch pfl egerischen) Versorgung in 
aller Regel Grundsätze der Deckung des medizi-
nisch Notwendigen, unabhängig vom Einkom-

men und der individuellen Beitragshöhe, an. Sie 
setzen allerdings auch bei gesetzlichen Kranken- 
bzw. Pfl egeversicherungen häufi g auf die Finan-
zierung über bruttolohnbezogene Beiträge, was 
dazu führt, dass auch hier die Äquivalenz zwi -
schen Beiträgen und Leistungen weitgehend durch-
brochen ist. Wie bereits erwähnt, tendieren sie 
auch bei den medizinischen Leistungen tra di tio-
nell zu komfortableren Leistungsregeln als „beve-
ridgetypische“ Gesundheitssysteme und  ha   ben 
eine geringere Neigung zu Rationierungsmaßnah-
men. Allerdings scheint es auch hier in  neue rer 
Zeit gewisse Annäherungstendenzen zu geben.11

Zwischen den beschriebenen europäischen 
„Polen“ gibt es eine relativ große Zahl von Län-
dersystemen, die eine Art „gemischte“ Ausrich-
tung des wohlfahrtsstaatlichen Ansatzes aufwei-
sen. Sie versuchen in der Regel auf Basis einer 
zumeist „kategorialen“, seltener auch „univer-
sellen“ personellen Orientierung der Sicherungs-
systeme eine gewisse Lohn- und Beitragsbezo-
genheit der monetären Leistungen mit Mindest-
regelungen oder Sockelungen bei den existenz-
sichernden Geldleistungen zu verbinden. So 
kennt die französische Arbeitslosenversicherung 
die Kombination eines Sockels mit lohnbezo-
genen Leistungsteilen. Ein anderes Beispiel ist die 
Schweizer Rentenversicherung AHV, die eine ein-
geschränkte Einkommensbezogenheit der Renten 
mit einer nicht bedarfsabhängigen Mindestren-
tenregelung koppelt. Diesem „gemischten“ Sys-
temtypus kann man im Übrigen die zahlenmäßig 
größte Gruppe von europäischen Wohlfahrts-
staaten zuordnen. 

Aus der vorangehenden Darstellung resul-
tiert ein Schema mit drei Grundtypen von Wohl-
fahrtsstaaten. Schlüsselkriterium für die hier vor-
genommene Unterscheidung ist die Art der „Ar-
beitsteilung“ zwischen unterschiedlichen Akteu-
ren in der Herstellung sozialer Sicherheit. Die 
Grundansätze der Arbeitsteilung zwischen dem 
Sozialstaat und den privaten Akteuren (Individu-
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en, Familie, Unternehmen, Tarifpartner) werden 
in Übersicht 1 schematisch dargestellt. Aus die-
sen divergierenden Grundentscheidungen über 
die Art der „Arbeitsteilung“ der potenziellen Ak-
teure bei der Erzeugung sozialer Sicherheit folgen 

z. T. auch gegensätzliche Entscheidungen über 
die Ausgestaltung von personeller Reichweite, 
den Leistungsformeln sowie dem Finanzierungs-
konzept der Sicherungssysteme, was schematisch 
in Übersicht 2 dargestellt wird.

Übersicht 1

Zielbezogene Rollenverteilung Staat/Privat in unterschiedlichen Konzeptionen sozialer Sicherheit

1 Hier werden die in der Literatur üblicherweise verwandten Bezeichnungen verwandt, die jedoch die historische Wirklichkeit 
 der genannten Leitvorstellungen nur unzureichend treffen.
2 Isoliert betrachtet; nicht als ergänzende Sicherung.

Aktivität gezielt auf  „Bismarck-Typ“1 „Beveridge-Typ“1 

Mindestsicherung Hauptinstrument nicht-staatlich2 Staat
   (mindestsichernde 
   Sozialversicherung/
   staatl. Versorgung)

 zweite Rolle Staat Staat
  (bedarfsabhängig) (bedarfsabhängig)

Absicherung des erreichten Hauptinstrument Staat nicht-staatlich2

Erwerbseinkommens  (einkommensorientierte 
  Sozialversicherung) 

 zweite Rolle nicht-staatlich2 nicht-staatlich2

Quelle: Eigene Darstellung

Übersicht 2

Konzeptionelle Elemente rivalisierender Ansätze sozialer Sicherung (Kernsysteme)

1 auf Grundlage eigenständiger Ansprüche (auch der Nichterwerbstätigen)
2 Freistellung von Kindererziehenden und Pfl egenden
3 abgeleitete Absicherung der nichterwerbstätigen Familienangehörigen

Konzept personelle  monetäre Finanzierungskonzept
 Orientierung Leistungen 

„Beveridgetypus“ universell1 Absicherung des  Originalprojekt heutige Realität
  durchschnittlichen 
  Existenzminimums einkommensunabhän- öffentliche Haushalte
   gige Beiträge2  plus oder steuerähnliche 
   öffentliche Zuschüsse  Beiträge
   bei Niedrigeinkommen

„Bismarcktypus“ kategorial  lohn- und beitrags- lohnbezogene Beiträge der Arbeitnehmer und
 (abh. Beschäftigte/  bezogene Leistung Arbeitgeber mit oberer Bemessungsgrenze
 Erwerbstätige)3   (de facto oft öffentliche Zuschüsse zur 
   Sozialversicherung) 

 Quelle: Eigene Darstellung
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Im Folgenden werden neun europäische Wohl-
fahrtsstaaten einer vergleichenden Betrachtung 
unterzogen. Ausgewählt werden mit Deutsch-
land, Frankreich, Großbritannien, Schweden, Dä-
nemark, Belgien, den Niederlanden, Irland und 
der Schweiz Wohlfahrtsstaaten mit einer länge-
ren Tradition staatlich organisierter Sicherungs-
politik. Nicht einbezogen werden südeuropäische 
Länder, für die sich am Beispiel der Alterssiche-
rung zeigen lässt, dass hier den heutigen Renten-
leistungen oft noch keine industrieländertypi-
schen „vollen“ Beschäftigungsbiographien zu-
grunde liegen. Sie können deshalb als noch nicht 
„ausgereifte“ Sozialstaaten betrachtet werden. 
Ebenfalls nicht einbezogen werden osteuropäi-
sche Länder. Diese sind noch von den Folgen des 
wirtschaftlichen und politischen Systemwandels 
betroffen, der auch mit einem Neuaufbau der 
 Sicherungssysteme verbunden war. Hier muss 
 allerdings auch Deutschland in gewissem Maße 
als betroffen gelten. Bei der Auswahl der Länder 
ist auch darauf geachtet worden, dass sie die 
 Palette wohlfahrtsstaatlicher Typen, wie sie im 
vorangehenden Abschnitt herausgearbeitet wor-
den ist, ausreichend erfassen. 

In Tabelle 1 werden die ausgewählten neun 
europäischen Wohlfahrtsstaaten in eine Rangliste 
nach relativer Günstigkeit der jeweiligen Arbeits-
losenquote einsortiert. Dem jeweiligen Wohl-
fahrtsstaat werden zusätzlich Angaben für die Er-
werbsbeteiligung, deren Entwicklungstrend sowie 
die jeweiligen Gesamtabgaben- und Sozialschutz-
quoten zugeordnet. Für jedes Land wird eine 
Kennzeichnung des wohlfahrtsstaatlichen An-
satzes im Rahmen des zuvor herausgestellten 3-
Typen-Schemas vorgenommen. Aus diesem Ta-
bleau ergeben sich interessante Indizien für den 
Einfl uss der wohlfahrtsstaatlichen Orientierung 
auf das Arbeitsmarktgeschehen. Es zeigt sich, dass 
in der Spitzengruppe der Länder mit relativ nied-
riger Arbeitslosenquote Wohlfahrtsstaaten domi-

nieren, die in weiterem Sinne eine starke „Beve-
ridgetendenz“ aufweisen. Eher ungünstige Arbeits-
losenquoten weisen im Rahmen der hier getrof-
fenen Länderauswahl die eher „bismarckty pisch“ 
orientierten  Wohlfahrtsstaaten auf. Instruktive 
Gesichtspunkte ergeben sich aus der Zuordnung 
der landestypischen Erwerbsquoten. Vorteilhafte 
Positionen in Bezug auf die Arbeitslosigkeit kor-
respondieren mit hohen Erwerbsquoten und fi n-
den sich vor allem bei Ländern mit Beveridge-
einschlag. Die ersten drei Plätze werden mit den 
Niederlanden, der Schweiz und Dänemark von 
Ländern eingenommen, bei denen die im Rah-
men dieser Länderauswahl relativ niedrigsten Ar-
beitslosenquoten und den relativ höchsten Er-
werb squoten zusammentreffen. Sie können ent-
weder weitgehend dem Beveridgetypus zugerech-
net werden oder weisen einen „gemischten“ 
Charakter mit starkem „Beveridgeeinschlag“ auf. 

Interessant ist aus ökonomischer Sicht das 
Verhältnis von Beschäftigung und sozialstaatli-
cher Abgabenquote. Die Rangstellung der Länder 
nach der Höhe der Gesamtabgabenquote ergibt 
kein klares Bild in der Zuordnung zum relativen 
Arbeitsmarkterfolg (vgl. ergänzend Tabelle 2). Die 
ersten vier Plätze der Länder-Rangliste werden 
von Wohlfahrtsstaaten mit stark divergierenden 
Abgabenquoten eingenommen. In dieser Gruppe 
sind ebenso Irland mit weit unterdurchschnitt-
licher Quote wie auch Schweden als Spitzenreiter 
sowie Dänemark als überdurchschnittlich „teu-
rer“ Fall. Auch die Höhe der Sozialschutzausga-
ben in Relation zum BIP liefert in Bezug auf die 
Rang stellung bei der Arbeitslosenquote kein In-
diz für einen ins Auge fallenden Zusammenhang. 
Die Mehrzahl der hier betrachteten Wohlfahrts-
staaten weist Quoten zwischen 26 und 30% auf, 
unterscheidet sich also mindestens nicht sehr 
stark. Zwar sind mit Deutschland und Frankreich 
zwei Länder mit relativ hohen Ausgaben in der 
„schlech ten“ Gruppe (was sich in Deutschland 

4. Sozialstaatstypus und Beschäftigung im europäischen Vergleich



Friedrich-Ebert-Stiftung
WISO

Diskurs

14

Ra
ng

  
La

nd
 

A
LQ

uo
te

/ 
Tr

en
d 

Er
w

er
bs

qu
ot

e
3 

Tr
en

d 
So

zi
al

st
aa

ts
ty

pu
s 

G
es

am
ta

bg
a-

 
So

zi
al

le
is

tu
ng

s-
A

LQ
uo

te
1 

 
Ø

 E
U

-1
5 

 7
,6

 
19

92
–2

00
22 

 
19

92
–

20
02

2 
 

be
nq

uo
te

/B
IP

 
qu

ot
e

/B
IP

 
 

 
 

 
 

 
1.

) 
N

L 
2,

6 
+

 
64

,9
 

+
 

B 
41

,6
 (3

) 
27

,4
 (4

)

 
2.

) 
CH

 
2,

9 
+

 
67

,8
 

+
 

G
/B

4 
 

 
3.

) 
DK

 
4,

3 
+

 
65

,6
 

(-)
 

B 
47

,0
 (7

) 
28

,8
 (5

)

 
4.

) 
IR

L 
4,

3 
+

 
59

,4
 

+
 

B 
30

,4
 (1

) 
14

,1
 (1

)

 
5.

) 
S 

5,
0 

- 
62

,7
 

(-)
 

B/
G

4 
52

,0
 (8

) 
32

,2
 (8

)

 
6.

) 
G

B 
5,

0 
+

 
62

,4
 

? 
B 

38
,6

 (2
) 

26
,8

 (3
)

 
7.

) 
B 

6,
9 

- 
51

,2
 

+
 

S 
45

,9
 (6

) 
26

,7
 (2

)

 
8.

) 
D 

8,
5 

- 
57

,3
 

(+
) 

S 
43

,0
 (4

) 
29

,5
 (6

)

 
9.

) 
F 

8,
7 

- 
55

,7
 

+
 

SG
4 

45
,5

 (5
) 

29
,7

 (7
)

Ta
be

lle
 1

R
an

g
lis

te
 a

u
sg

ew
äh

lt
er

 e
u

ro
p

äi
sc

h
er

 W
o

h
lf

ah
rt

ss
ta

at
en

 n
ac

h
 d

em
 K

ri
te

ri
u

m
 A

rb
ei

ts
lo

se
n

q
u

o
te

 (
20

02
, 2

. Q
u

ar
ta

l)
 

u
n

te
r 

Zu
o

rd
n

u
n

g
 w

es
en

tl
ic

h
er

 M
er

km
al

e

B 
=

 e
he

r „
be

ve
rid

ge
ty

pi
sc

h“

G
 =

 e
he

r „
ge

m
isc

ht
e 

O
rie

nt
ie

ru
ng

“

S 
=

 e
he

r „
bi

sm
ar

ck
ty

pi
sc

he
“ 

O
rie

nt
ie

ru
ng

 

Q
ue

lle
: e

ig
en

e 
Da

rs
te

llu
ng

; D
at

en
qu

el
le

n:
 B

un
de

sa
m

t f
ür

 S
ta

tis
tik

: S
ta

tis
tis

ch
es

 Ja
hr

bu
ch

 2
00

4,
 Z

ür
ich

 2
00

4,
 T.

 3
.1

.1
.3

 u
. O

EC
D 

20
04

1 
R

an
gs

te
ll

e 
n

ac
h

 r
el

at
iv

er
 N

ie
d

ri
gk

ei
t.

 D
ie

 D
at

en
 f

ü
r 

20
03

 u
n

d
 a

u
ch

 d
ie

 (
vo

rl
äu

fi 
ge

n
) 

D
at

en
 f

ü
r 

20
04

 (
vg

l.
 O

EC
D

 2
00

4:
 E

m
p

lo
ym

en
t 

O
u

tl
oo

k,
 T

ab
el

le
 A

) 
ve

rä
n

d
er

n
 d

as
 B

il
d

 im
 G

ru
n

d
sa

tz
 n

ic
h

t,
 a

u
ch

 
w

en
n

 z
. T

. P
la

tz
zi

ff
er

n
 s

ic
h

 e
tw

as
 v

er
sc

h
ie

be
n

; d
as

 G
le

ic
h

e 
gi

lt
 f

ü
r 

d
ie

 E
rw

er
bs

q
u

ot
en

2 
Tr

en
d

 1
99

2–
20

02
 i

m
 S

in
n

e 
vo

n
 V

er
be

ss
er

u
n

g 
bz

w
. e

h
er

 w
ei

te
re

m
 A

br
u

ts
ch

en
; i

n
 K

la
m

m
er

 g
es

et
zt

 h
ei

ß
t 

ge
ri

n
ge

 V
er

än
d

er
u

n
g

3 
Er

w
er

bs
tä

ti
ge

 u
n

d
 E

rw
er

bs
lo

se
 1

5 
Ja

h
re

 u
n

d
 ä

lt
er

 i
n

 %
 d

er
 B

ev
öl

ke
ru

n
g

4 
Zu

or
d

n
u

n
g 

n
ic

h
t 

ei
n

d
eu

ti
g 

(z
. B

. T
en

d
en

z 
zu

r 
U

n
iv

er
sa

li
tä

t 
in

 V
er

bi
n

d
u

n
g 

m
it

 z
. B

. l
oh

n
be

zo
ge

n
er

 A
bs

ic
h

er
u

n
g 

be
im

 S
ch

w
ei

ze
r 

u
. s

ch
w

ed
is

ch
en

 S
oz

ia
ls

ta
at

; F
ra

n
kr

ei
ch

 e
h

er
 „

bi
sm

ar
ck

ty
p

is
ch

”,
 a

be
r 

h
öh

er
er

 S
te

ll
en

w
er

t 
vo

n
 M

in
d

es
tr

eg
el

u
n

ge
n

 a
ls

 b
ei

 r
ei

n
en

 B
is

m
ar

ck
sy

st
em

en
);

 d
ie

 s
tä

rk
er

 v
or

h
er

rs
ch

en
d

e 
Te

n
d

en
z 

is
t 

an
 d

ie
 e

rs
te

 S
te

ll
e 

ge
se

tz
t;

 i
n

 K
la

m
m

er
n

 g
es

et
zt

 m
ei

n
t 

re
d

u
zi

er
te

 B
ed

eu
tu

n
g



WISO
DiskursWirtschafts- und Sozialpolitik

15

Ta
be

lle
 2

A
rb

ei
ts

m
ar

kt
in

d
ik

at
o

re
n

 im
 V

er
g

le
ic

h
 2

00
2,

 2
. Q

u
ar

ta
l

Q
ue

lle
: B

un
de

sa
m

t f
ür

 S
ta

tis
tik

: S
ta

tis
tis

ch
es

 Ja
hr

bu
ch

 2
00

4,
 Z

ür
ich

 2
00

4,
 T.

 3
.1

.1
.3

 (f
ür

 E
U-

Lä
nd

er
 E

UR
O

St
at

-D
at

en
)

1 
 

Er
w

er
bs

p
er

so
n

en
 (

Er
w

er
bs

tä
ti

ge
 +

 E
rw

er
bs

lo
se

) 
in

 %
 d

er
 B

ev
öl

ke
ru

n
g 

(1
5 

Ja
h

re
 u

n
d

 ä
lt

er
)

2 
in

 %
 d

er
 E

rw
er

bs
tä

ti
ge

n
3 

 
N

or
m

al
er

w
ei

se
 p

ro
 W

oc
h

e 
ge

le
is

te
te

 A
rb

ei
ts

st
u

n
d

en
, A

rb
ei

tn
eh

m
er

 m
it

 V
ol

lz
ei

te
rw

er
bs

tä
ti

gk
ei

t 
in

kl
. L

an
d

w
ir

ts
ch

af
t

4 
 

Er
w

er
bs

lo
se

 i
n

 %
 d

er
 E

rw
er

bs
be

vö
lk

er
u

n
g 

ge
m

äs
s 

A
rb

ei
ts

kr
äf

te
er

h
eb

u
n

g 
(K

ri
te

ri
en

 n
ac

h
 i

n
te

rn
. N

or
m

en
:

 
– 

in
 d

er
 R

ef
er

en
zw

oc
h

e 
n

ic
h

t 
er

w
er

bs
tä

ti
g

 
– 

in
 d

en
 v

ie
r 

vo
ra

n
ge

h
en

d
en

 W
oc

h
en

 a
kt

iv
 A

rb
ei

t 
ge

su
ch

t
 

– 
in

n
er

h
al

b 
d

er
 v

ie
r 

fo
lg

en
d

en
 W

oc
h

en
 A

rb
ei

t 
au

fn
eh

m
en

 z
u

 k
ön

n
en

)

 
Er

w
er

bs
qu

ot
e1 

 
te

ilz
ei

ti
g 

Er
w

er
bs

tä
ti

ge
2 

A
rb

ei
ts

ze
it

3 
 

   
   

   
   

   
   

   
   

   
   

   
Er

w
er

bs
lo

se
nq

uo
te

4

 
G

es
am

t 
M

än
ne

r 
Fr

au
en

 
G

es
am

t 
M

än
ne

r 
Fr

au
en

 
G

es
am

t 
M

än
ne

r 
Fr

au
en

 
G

es
am

t 
M

än
ne

r 
Fr

au
en

 
W

oh
lfa

hr
ts

-
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

st
aa

ts
ty

pu
s

EU
-1

5 
56

,4
 

65
,8

 
47

,6
 

18
,2

 
6,

6 
33

,5
 

40
,0

 
40

,8
 

38
,6

 
7,

6 
6,

9 
8,

6 
–

B 
51

,2
 

60
,4

 
42

,6
 

19
,4

 
5,

9 
37

,7
 

39
,3

 
39

,7
 

38
,3

 
6,

9 
6,

2 
7,

8 
S

DK
 

65
,6

 
71

,3
 

60
,2

 
20

,6
 

11
,0

 
31

,4
 

39
,1

 
40

,1
 

37
,7

 
4,

3 
4,

2 
4,

3 
B

D 
57

,3
 

65
,7

 
49

,4
 

20
,8

 
5,

8 
39

,5
 

39
,9

 
40

,3
 

39
,2

 
8,

5 
8,

7 
8,

2 
S

F 
55

,7
 

62
,9

 
49

,1
 

16
,2

 
5,

0 
29

,7
 

37
,7

 
38

,2
 

36
,9

 
8,

7 
7,

8 
9,

8 
S/

G

G
B 

62
,4

 
70

,2
 

54
,8

 
25

,0
 

9,
4 

44
,0

 
43

,3
 

44
,9

 
40

,6
 

5,
0 

5,
6 

4,
3 

B

IR
L 

59
,4

 
70

,4
 

48
,8

 
16

,5
 

6,
5 

30
,5

 
39

,5
 

40
,7

 
37

,7
 

4,
3 

4,
6 

3,
8 

B

N
L 

64
,9

 
74

,1
 

55
,9

 
43

,8
 

21
,5

 
72

,8
 

38
,9

 
39

,1
 

38
,1

 
2,

6 
2,

3 
2,

9 
B

S 
62

,7
 

66
,8

 
58

,7
 

21
,4

 
11

,2
 

32
,9

 
39

,9
 

40
,1

 
39

,6
 

5,
0 

5,
3 

4,
6 

B/
G

CH
 

67
,8

 
76

,7
 

59
,4

 
30

,7
 

10
,3

 
55

,3
 

41
,7

 
41

,8
 

41
,3

 
2,

9 
2,

8 
3,

1 
G

/B



Friedrich-Ebert-Stiftung
WISO

Diskurs

16

teil weise aus Folgeentscheidungen der deutschen 
Einheit ergibt) und Irland mit Abstand niedrigs-
ter Ausgabenquoten in der „guten“ Gruppe. Der 
irischen Arbeitslosenquote nahe kommt jedoch 
Schweden, das über die mit Abstand höchste Aus-
gabenquote aller hier ausgewählten Länder ver-
fügt. Schweden weist zudem eine deutlich hö here 

Erwerbsquote auf. Das soll nicht heißen, die Hö-
he der Abgaben- oder Ausgabenquote würde für 
irrelevant gehalten. Die hier vertretene  Auffassung 
ist vielmehr, dass die Grundaufstellung des So-
zialstaates im Sinne eines Strategiemusters einen 
eigenständigen Einfl ussfaktor für den relativen 
Beschäftigungserfolg bzw. -misserfolg darstellt.
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Die folgenden sechs Elemente könnten Beiträge 
zur Erklärung günstiger Beschäftigungseffekte 
von Sozialstaatsstrategien liefern:
• Vorteilhafte Effekte erzielen mutmaßlich Fi-

nanzierungsstrategien, die die Belastung des 
Beschäftigungsverhältnisses durch lohnbezo-
gene Beiträge niedrig halten. „Beveridgetypi-
sche“, z. T. aber auch „gemischte“ Sozialstaats-
ansätze tendieren dazu, die Finanzierung in 
hohem Maße über steuerliche bzw. „steuer-
ähnliche“ Instrumente12 zu organisieren. Eine 
verringerte Belastung des Arbeitsverhältnisses 
auf der Arbeitgeberseite dürfte zu einer Erwei-
terung der Beschäftigungsspielräume beige-
tragen haben. Eine geringere Belastung der 
Beschäftigten dürfte den Konsum gestärkt ha-
ben.

• Vorteilhafte Effekte erreicht mutmaßlich die 
Strategie, in der Finanzierung der Sicherungs-
systeme auf eine stärker gleichgewichtige Mi-
schung von Deckungsverfahren zu setzen. Die 
staatlich organisierten Sicherungssysteme der 
1. Säule sind zwar bei mehr oder weniger allen 
europäischen Wohlfahrtsstaaten im Kern um-
lagefi nanziert. Von Bedeutung dürfte jedoch 
eine stärkere „Beimischung“ von zählbaren 
Kapitaldeckungskomponenten, insbesondere 
in der Alterssicherung, sein. Hier bestimmen 
in Europa insbesondere betriebliche Altersver-
sorgungssysteme das Gewicht der „Beimi-
schung“  von  Kapitaldeckungsanteilen  im 
 Gesamtsystem. Stärker „gemischte“ Finanzie-
rungslösungen im Gesamtsystem erreichen of-
fenbar Stabilitätsvorteile im Vergleich zu ein-
seitig auf Umlage oder Kapitaldeckung set-
zenden Systemen und dürften das Gesamt-
system weniger „kurzatmig“ machen. Hieraus 

dürfte ein höheres Maß an Berechenbarkeit 
der zu erwartenden Belastungen für Unterneh-
men und Versicherte folgen. Beide Deckungs-
verfahren haben letztlich ihre spezifi schen 
Stärken und Schwächen. In der Mischung er-
reichen sie offenbar eine bessere Verteilung 
von Chancen und Risiken.

• Vorteilhafte Effekte bewirkt mutmaßlich die 
für „beveridgetypische“ Wohlfahrtsstaaten cha -
rakteristische Strategie, bei den Sicherungsleis-
tungen Erwerbstätige mit niedrigem Einkom-
men (gering Qualifi zierte, teilzeitig Beschäf-
tigte) zu begünstigen. Die stärkere Stützung 
von Niedrigentgelten bei der Absicherung er-
höht offenbar die Bereitschaft zur Übernahme 
teilzeitiger und zeitvariabler Tätigkeiten und 
trägt damit zu höheren Differenzierungsgra-
den auf dem Arbeitsmarkt bei. Die Begünsti-
gung von Niedrigeinkommen ist in Systemen 
mit „Beveridgeeinschlag“ oft nicht auf die Leis-
tungsseite beschränkt. So werden z. T. Grund-
freibeträge in die Beitragstarife eingebaut. Ähn-
liche Effekte ergeben sich bei einer Steuer-
fi nanzierung, wenn man von einer dominan-
ten Rolle der Einkommenssteuer ausgeht. Im 
Vergleich zu einem stärker an struktureller 
Äquivalenz orientiertem System – wie z. B. der 
deutschen GRV – kann man von einer mas-
siven Subventionierung von Niedrigeinkom-
men bzw. Teilzeittätigkeiten bei Systemen mit 
„Beveridgeeinschlag“ sprechen. Dies ist ten-
denziell der allgemeinen Beschäftigungslage 
zugute gekommen. Eine Ausweitung der Teil-
zeitarbeit erleichtert zudem die Erwerbsbetei-
ligung von Frauen bzw. allgemein von Men-
schen mit familiären Verpfl ichtungen und –
ein zunehmend wichtiger werdender Aspekt 

5.  Erklärungsansätze vorteilhafter arbeitsmarktbezogener Effekte 
 bestimmter Strategiemuster

12 „Steuerähnlich“ nenne ich insbesondere solche Formen von lohnbezogenen Abgaben, die zwar amtlich – z. B. EUROStat – als „Beiträge“ 
bezeichnet werden, bei denen jedoch faktisch der Zusammenhang zur Leistungsseite weitgehend durchbrochen ist.
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– diejenige von älteren und leistungsgemin-
derten Erwerbstätigen.13 Eine höhere Erwerbs-
beteiligung wirkt wiederum entlastend auf die 
Finanzierungslage des sozialstaatlichen Ge-
samtsystems.

• Vorteilhafte Effekte setzen mutmaßlich jene 
Sozialstaatsstrategien, die dazu tendieren, un-
terschiedliche Erwerbsformen in Bezug auf die 
soziale Sicherung nicht nach selektiven Prin-
zipien, sondern tendenziell vergleichbar zu 
behandeln. Dies nicht zuletzt angesichts des 
zunehmenden Verschwimmens der Grenze 
zwi schen abhängiger Beschäftigung und 
 Selbstständigkeit in modernen Ökonomien. 
Beispielhaft können hier Systeme wie die bri-
tische „Basic Pension“ genannt werden, bei 
der Übergänge zwischen abhängigen und 
selbstständigen Tätigkeiten irrelevant sind. 
Das Gleiche gilt für universelle Systeme. Hier-
durch werden Anpassungsprozesse im Erwerbs-
system erleichtert wie auch die Anpassungs-
bereitschaft der Erwerbstätigen an veränderte 
wirtschaftliche Gegebenheiten erhöht. Zudem 
wird die in modernen Ökonomien feststellba-
re Zunahme „gemischter“ Erwerbstätigkeiten 
in der Systemgestaltung der sozialen Siche-
rung berücksichtigt.

• Vorteilhafte Effekte erzielen mutmaßlich so-
zialstaatliche Strategien, bei denen der Staat 
wie die Unternehmen energisch in Bildung 
und Weiterbildung investieren. Schon gar, 
wenn es durch öffentliche Aufklärung gelingt, 
Unternehmen wie Erwerbstätigen, gerade je-
nen in vorgerücktem Alter, die Notwendigkeit 
lebenslangen Lernens bewusst zu machen. 
Hohe Bildungs- und Weiterbildungsstandards 
sind Schlüsselelemente einer „befähigenden“ 
So zialstaatsstrategie; gerade in einer sich un-
ter Globalisierungsdruck schnell verändern-
den Wirtschaftslandschaft mit kürzerer „Halb-
wertszeit“ der Berufsqualifi kation sowie sich 
stärker differenzierenden  berufsbiographi schen 
Mustern. Wohlfahrtsstaaten mit „Beveridge-
einschlag“, die – mindestens in der bisherigen 
Tradition – dazu tendieren, für Durchschnitts-
verdiener (ganz im Gegensatz zu Bezie hern 
niedriger Erwerbseinkommen) geringere Absi-
cherungsgrade vorzuhalten, neigen offenbar 

stärker dazu, in die „Beschäftigungs fähigkeit“ 
(„employability“) der Erwerbsperso nen zu in-
vestieren. De facto dürfte hier auch der Druck 
auf die Erwerbstätigen größer als in den „bis-
marcktypischen“ Systemen sein, sich in der 
berufl ichen Weiterbildung zu engagieren, um 
ein Absinken der Erwerbschancen zu vermei-
den.

• Vorteilhafte Effekte erzielen mutmaßlich so-
zialstaatliche Strategien, die die Vereinbarkeit 
von Erwerbsarbeit und privatem Leben gezielt er-
höhen. Hier spielt der Ausbau kostengünsti-
ger Betreuungskapazitäten zugunsten von Kin-
dererziehenden offenbar eine besonders wich-
tige Rolle. Letztlich ermöglichen Länder mit 
breitem Betreuungsangebot höhere Erwerbs-
beteiligungen bei Eltern, in der Realität vor 
allem bei Frauen. Dies wiederum ist ein wich-
tiger Beitrag zur Bekämpfung der Armut bei 
Kindern und Kindererziehenden. Es verbes-
sert tendenziell die Finanzierungslage des Si-
cherungssystems und trägt somit wiederum 
zu einer Entlastung von Erwerbstätigen und 
Unternehmen bei. Nicht abwegig scheint, ei-
nen positiven Effekt in den Werthaltungen der 
Bevölkerung in Richtung einer stärkeren „Er-
werbsorientierung“ anzunehmen. Bei diesem 
Erklärungsansatz ist der Zusammenhang zum 
jeweiligen wohlfahrtsstaatlichen Typus schwä-
cher. Er greift offenbar insbesondere für die 
skan dinavische Variante von   Wohlfahrtsstaaten 
mit „Beveridgeeinschlag“. Es gibt jedoch auch 
Systeme mit „Bismarckneigung“, die  star ke Ten-
denzen zum Ausbau der Betreuung haben.

Die Kombination der vorstehend angesproche-
nen Elemente fi ndet sich in Europa häufi ger bei 
den „beveridgetypischen“ Sozialstaatsansätzen 
bzw. „gemischten“ Ansätzen mit starkem „Beve-
ridgeeinschlag“ (vgl. hierzu Übersicht 3). In ho-
hem Maße gilt dies für die Niederlande, Däne-
mark, Schweden, mit gewissen Einschränkungen 
für Großbritannien und Irland. In sehr viel gerin-
gerem Maße fi nden sich die angesprochenen Ge-
staltungselemente, schon gar die Kombination 
derselben bei Sozialstaaten, die hier als „bismarck-
typisch“ bezeichnet werden (Belgien, Deutsch-
land). 

13 Vgl. u. a. den OECD-Länder-Vergleich: D. Döring/L. Trabert: Führt eine Erhöhung des Rentenalters zu mehr Jugendarbeitslosigkeit? 
Überprüfung der These des Generationenaustausches. FEH Report Nr. 660, Wiesbaden 2003 (wird gegenwärtig aktualisiert)
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Finanzierungsstruktur der sozialen 
Sicherung

In Europa rivalisieren traditionell zwei Hauptstra-
tegien in der Finanzierung sozialer Sicherungs-
systeme miteinander. In der „bismarckschen“ 
Tradition stehen bruttolohnbezogene Beiträge 
der Arbeitnehmer und Arbeitgeber im Vorder-
grund.15 Dort wo in „bismarcktypischen“ Syste-
men gesetzliche Krankenversicherungen (oder, 
soweit vorhanden, gesetzliche Pfl egeversicherun-
gen) ebenfalls über bruttolohnbezogene Beiträge 
fi nanziert werden, bekommen diese de facto ei-
nen „steuerähnlichen“ Charakter, da die medizi-
nischen (und pfl egerischen) Leistungen unabhän-
gig von Lohn- bzw. Beitragshöhe gewährt wer-
den. Einen gewissen Äquivalenzcharakter haben 
hier lediglich die Beiträge oder Beitragsteile, die 
in Lohnersatzleistungen einfl ießen. 

Auch die Finanzierung der universellen Ba-
sissysteme sollte nach dem ursprünglichen Vor-
schlag des Beveridgeplanes von 1942 am Äquiva-
lenzprinzip orientiert sein. Angesichts der vorge-
sehenen Basisorientierung des gesamten Leis-
tungsschemas hieß dies, dass der Gesamtsozial -
versicherungsbeitrag lohnunabhängig defi niert, 
also als Pauschale erhoben werden sollte. Zu-
schüsse aus öffentlichen Haushalten sollten nur 
Personen mit  fehlender „Beitragsfähigkeit“ in-
folge niedrigen Einkommens gewährt werden. 
Kindererziehende und Pfl egende (Frauen) sollten 
von Beiträgen freigestellt, aber weiter eigenstän-
dige Ansprüche erhalten. Die Finanzierung spe-
ziell dieser Ansprüche sollte über eine geschlechts-

spezifi sche Differenzierung bei den Beiträgen er-
folgen. Generell waren deshalb etwas höhere 
lohnunabhängige Pauschalbeiträge auf der männ-
lichen Seite vorgesehen.16 Die „beveridgetypi-
schen“ Wohlfahrtsstaaten über längere histori-
sche Zeiträume hinweg zeigen allerdings, dass 
der lohnunabhängige Pauschalbeitrag – gleich 
welcher Gestaltung im Einzelnen – sich bei Wohl-
fahrtsstaaten mit „Beveridgetendenz“ nur sehr 
partiell durchgesetzt hat. Vorherrschend sind in 
der heutigen Realität dieses Typus zwei Tenden-
zen: Entweder erfolgt die Kernfi nanzierung über-
wiegend aus öffentlichen Haushaltsmitteln (z. B. 
in Dänemark und Irland) oder die Beiträge sind 
– abweichend vom Beveridgeplan – stärker an das 
steuerpolitische Prinzip der Belastung nach der 
Leistungsfähigkeit angenähert: trotz der überwie-
genden oder völligen Basisorientierung der Leis-
tungen werden Beiträge lohnbezogen erhoben 
und häufi g mit Grundfreibeträgen oder Freigren-
zen versehen (ohne deshalb die Einbindung in 
die Absicherung einzuschränken). Als Beispiele 
können hier die Alterssicherungssysteme der 
Schweiz und der Niederlande genannt werden. 
Im niederländischen Beispiel ist der Beitragscha-
rakter weitgehend durchbrochen. Im Beispiel der 
Schweizer AHV gibt es ein – sehr eingeschränk tes 
– strukturelles Äquivalenzelement in einem mitt-
leren, eher schmalen Einkommensbereich, in 
dem lohnbezogene Rentenansprüche gewährt 
werden. Die – nicht bedarfsorientierte – Mindest-
rentenregelung, die starke Deckelung der Renten 
sowie die gleichzeitig nach oben nicht begrenzte 
Zahlung einkommensbezogener Beiträge geben 

6. Betrachtung ausgewählter Strategieelemente bezogen auf den 

 Beschäftigungserfolg14

14 Vgl. zum folgenden Abschnitt Übersicht 3
15 Wobei der Aufteilungsmodus stark variiert; in der überwiegenden Zahl der europäischen Fälle liegen die Arbeitgeberanteile höher als die 

Arbeitnehmeranteile; allerdings gibt es eine Tendenz zur stärkeren Verlagerung auf die Beschäftigtenseite. Deutliche Unterschiede gibt es 
auch in Bezug auf die obere Bemessungsgrenze der Beiträge, die in der Regel auch als Leistungsbemessungsgrenze fungiert.

16 Heute noch in Restbeständen im britischen System erkennbar.
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den Beiträgen aber auch hier einen eher „steuer-
ähnlichen“ Charakter. Die übliche europäische 
Statistik verbucht diese steuerähnlichen Abgaben 
allerdings üblicherweise gleich den Beiträgen in 
stärker versicherungsorientierten Systemen unter 
dem Titel „Beiträge“. Ein weiterer Unterschied 
zwi schen „steuerähnlichem“ Beitragstypus in „be-
veridgeartigen“ Systemen und „bismarcktypi-
schem“ Beitrag besteht in der universellen Erhe-
bung: Dies gilt ebenso personell wie bezogen auf 
alle Arbeits- und Vermögenseinkünfte oberhalb 
des Grundfreibetrages. Im Einzelnen gibt es hier 
große Unterschiede in der Ausgestaltung.17 Über 
alle typologischen Zuordnungen hinweg zeigt sich, 
dass die Frage Beitrags- oder  Steuerfi nanzierung 
bezogen auf das sozialstaatliche System mindes-
tens in Teilen eine graduelle Frage bleibt. Auch 
bismarcktypische Wohlfahrtsstaaten haben Teil-
systeme, die steuerfi nanziert sind. Außerdem sind 
teilweise schon bei der Gründung der Sozialver-
sicherung Staatszuschüsse vorgesehen worden, 
teils um den Beitragslevel für abhängig Beschäf-
tigte und deren Arbeitgeber niedrig zu halten, 
teils um bestimmte – als „versicherungsfremd“ 
defi nierte – Leistungskategorien abzudecken.18 

Seit mehreren Jahren ist zudem der Trend festzu-
stellen, dass auch viele eher „bismarcktypische“ 
und „gemischt“ orientierte Wohlfahrtsstaaten be-
strebt sind, Beitragssatzbegrenzungen mit Blick 
auf die Beschäftigungsspielräume sicherzustellen, 
insbesondere indem Mehrwertsteueranteile oder 
Ökoabgaben eingespeist werden. Zusätzlich gibt 
es in der EU einen Trend zu einem Paradiesgarten 
von selektiven Beitragsreduktionen oder -freistel-
lungen für bestimmte Erwerbstätigengruppen 
bzw. für Arbeitgeber bei der Beschäftigung von 
Personengruppen mit schlechten Arbeitsmarkt-
chancen. In der Summe hat dies zu einer deut-
lichen Verschiebung zwischen Steuer- und Bei-
tragsfi nanzierung in der EU beigetragen.  Dennoch 

zeigt Tabelle 2, dass gravierende Unterschiede in 
Bezug auf die Anteile der Finanzierung aus öffent-
lichen Haushalten respektive über Beiträge bei 
den verschiedenen Wohlfahrtsstaatsansätzen ver-
bleiben.19 Herausgestellt worden ist schon, dass 
m. E. unter systematischen Gesichtspunkten die 
übliche Statistik mit Vorsicht zu genießen ist. 
Eine Berücksichtigung der „steuerähnlichen“ Ab-
gaben (z. B. in den Niederlanden und der Schweiz) 
würde die „Steuerfi nanzierungsfraktion“ insbe-
sondere bei Ländern mit starkem „Beveridgeein-
schlag“ deutlich erhöhen.

Bezüglich der Wirkungen auf die Beschäfti-
gung gehe ich hier davon aus, dass die von brut-
tolohnbezogenen Beiträgen der Arbeitgeber aus-
gehenden höheren Lohnstückkosten die Einstel-
lungsbereitschaft potenzieller Arbeitgeber redu-
zieren. Dieser Effekt ergibt sich so unmittelbar 
aus steuerlichen Abgaben nicht. Die Lohnstück-
kosten fallen somit niedriger aus, was tendenziell 
größere Beschäftigungsspielräume ermöglicht und 
anregende Effekte für das Wirtschaftswachstum 
hat. Bei den als „steuerähnlich“ bezeichneten 
Beiträgen des niederländischen und Schweizer 
AHV-Typs ergeben sich für eventuelle Arbeitge-
berbeiträge im Grundsatz die gleichen Effekte wie 
bei „bismarcktypischen“ Beiträgen. Nicht jedoch 
für jede potenzielle Beschäftigtengruppe. Zu den-
ken wäre hier z. B. an von Beiträgen freigestellte 
Niedrigeinkommensbereiche. Im Übrigen ist die 
Tendenz feststellbar, dass gerade bei universellen 
Systemen die Arbeitgeber in reduziertem Maße 
beteiligt werden oder bei einzelnen Systemen 
ganz „herausgenommen“ werden. Neben den 
vorstehend angesprochenen Punkten ist als be-
schäftigungsrelevanter Punkt festzuhalten, dass 
universelle Finanzierungsansätze mittels „steuer-
ähnlicher“ Beiträge tendenziell niedrigere Bei-
tragslevel beim Beschäftigungsverhältnis errei-
chen. Dies betrifft den Gesamtbeitrag, unabhän-

17 So entfällt in der Schweiz die Beitragspfl icht auf Vermögenseinkünfte im Rentensystem AHV, wenn bereits Beiträge auf Arbeitseinkünfte 
oberhalb eines (relativ niedrigen) Limits gezahlt werden; während die Beiträge der niederländischen 1. Säule AOW weitgehend angelehnt 
an die Einkommenssteuer erhoben werden (vgl. u. a. D. Döring: Zukunft der Alterssicherung Europäische Strategien und der deutsche 
Weg, Frankfurt a.M. 2002, Anhang)

18 Besonders verbreitet bei Rentensystemen: Hier fl ossen z. B. im deutschen Fall nach der Gründung 1891 hohe Beträge in die Finanzierung 
von Sockelbeiträgen.

19 Daneben lässt sich eine gewisse Kreativität in der Schaffung von „Beiträgen“ beobachten, denen keine ernstzunehmende Gegenleistung 
gegenübersteht (z. B. Belgien, Frankreich).



Friedrich-Ebert-Stiftung
WISO

Diskurs

22

gig von seiner Aufteilung auf Arbeitgeber und 
Beschäftigte. Hier kann man positive Effekte 
ebenso für die Kosten des Produktionsfaktors Ar-
beit für den Arbeitgeber wie für die Konsumspiel-
räume der Beschäftigten sehen. Steuerfi nanzierte 
Lösungen wiederum dürften im Vergleich zu 
 kategorialen Lösungen mit bruttolohnbezogenen 
 Bei trägen der Arbeitgeber und der Beschäftigten 
deutliche Wettbewerbsvorteile in Bezug auf die 
„Beschäftigungsfreundlichkeit“ haben. Im We-
sentlichen sind dies zwei Effekte: Einerseits be-
deutet der niedrigere Level bei den Lohnneben-
kosten eine Verbesserung der nationalen Wettbe-
werbsfähigkeit. Dabei hängt das Ausmaß der Ver-
besserung naturgemäß auch von eventuellen 
Reaktionen der Wettbewerber ab. Andererseits 
sind positive Effekte auf der Nachfrageseite zu er-
warten, da die realen Nettoeinkommen der Be-
schäftigten steigen. Naturgemäß unterscheiden 
sich die jeweils tangierten Gruppen, da Steuer-
zahler und Beitragspfl ichtige insbesondere in 
„bismarcktypischen“ Systemen nicht überein-
stimmen; in universellen Systemen dagegen eher. 
Die Übereinstimmung ist  dagegen relativ groß 
(u. U. sogar weitgehend gegeben) bei „steuerähn-
lichen“ Beiträgen mit universeller Reichweite. 
Zur Unterstützung dieser Einschätzung sei auf 
die Ergebnisse einer Simulation aus dem DIW 
verwiesen.20 Dort wird auf der Grundlage einer 
bestimmten Abgrenzung von „versicherungs-
fremden“ Leistungen eine teilweise Umfi nanzie-
rung des bisher nicht steuerfi nanzierten Anteils 
in ihrer zu erwartenden Wirkung auf die Beschäf-
tigung berechnet. Für 50 Mrd. Euro symmetrische 
Senkung der Arbeitgeber- und Arbeitnehmerbei-
träge wird ein positiver Effekt von 0,5 Mio. Voll-
zeit beschäftigten errechnet. Diese kann  allerdings 
nicht mit einer Minderung der Zahl der gemel-
deten Arbeitslosen gleichgesetzt werden, u. a. 
deshalb, da eine gewisse Zunahme des Arbeitsan-
gebots zu erwarten ist.21 

Die Rolle starker 
Kapitaldeckungskomponenten in der 
sozialen Sicherung

In mehr oder weniger allen europäischen Län-
dern nimmt die Bedeutung kapitalgedeckter Zu-
satzsysteme in der sozialen Sicherung, insbeson-
dere der Alterssicherung, zu. Hintergrund ist die 
schwierige Situation der staatlich organisierten 
Rentensysteme angesichts erwarteter demogra-
phischer Verschiebungen, z. T. aber auch infolge 
ungelöster Beschäftigungsprobleme. In den meis-
ten Wohlfahrtsstaaten sind neben veränderten 
Zugangsregeln (Altersgrenzen, Invaliditätskrite-
rien) Schritte zur Reduktion der Absicherungsle-
vels der ersten Säule erfolgt. Diese gehen stets mit 
Verweis auf die notwendige Stärkung der kapital-
gedeckten Zusatzsysteme einher. Dieser allgemei-
ne Trend zur stärkeren Betonung der Rolle kapi-
talgedeckter Zusatzsysteme darf jedoch nicht 
darüber hinwegtäuschen, dass in der heutigen 
Realität die Unterschiede im jeweiligen Gewicht 
der „Beimischung“ von Kapitaldeckung in der 
Alterssicherung exorbitant sind. Die Ursachen 
dafür liegen vor allem in unterschiedlichen An-
trieben, die von den verschiedenen wohlfahrts-
staatlichen Grundentscheidungen bezüglich der 
ersten Säule der Alterssicherung ausgehen. Fünf 
Aspekte sind hier vorrangig zu nennen (vgl. hier-
zu Tabelle 4):
• Die personengruppenbezogenen Entscheidun gen 

über die Versicherungspfl icht bei „bismarck-
typischen“ Rentenversicherungen bzw. die 
Gewährung wohnsitzbasierter Ansprüche bei 
Basissystemen des Beveridgetyps bestimmen, 
in welchem Maße bestimmte Gruppen ganz 
oder teilweise der betrieblichen oder indivi-
duellen Vorsorge überlassen werden. Für die 
durch das staatlich organisierte System Gesi-
cherten reduziert sich hier die private Aktivi-

20 V. Meinhardt/R. Zwiener (DIW): Gutachten „Gesamtwirkungen einer Steuerfi nanzierung versicherungsfremder Leistungen in der Sozial-
versicherung“, Berlin 2005

21 Vgl. a. Simulationsrechnungen des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB), Nürnberg, April 2005: Für eine SV-Beitragssatz-
senkung um ein Prozent und deren Umfi nanzierung (u. a. durch Mehrwertsteueranhebung) wird eine langfristige Beschäftigungsverbes-
serung um 150.000 neue Jobs errechnet.
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tät in der Alterssicherung auf die zusätzliche 
Sicherung. Nicht einbezogene Gruppen wer-
den ganz auf die private Absicherung verwie-
sen.

• Die Struktur der Absicherung durch die der 
ersten Säule beeinfl usst in hohem Maße die 
strukturellen Anforderungen an die Zusatzsi-
cherung. Ein reines Basisrentensystem des Be-
veridgetyps als erste Komponente setzt ein 
Muster der Arbeitsteilung Staat-Privat, bei 
dem das staatliche System allein die Aufgabe 
der Gewährleistung eines Minimums bezogen 
auf den Regelfall hat. Den nichtstaatlichen 
Systemen dagegen wird bei dieser Art der Ar-

beitsteilung die alleinige Aufgabe der gezielten 
Lebensstandardsicherung zugewiesen. Man 
kann hier deshalb von einer „zielbezogenen“ 
Arbeitsteilung zwischen Kernsystem und den 
Zusatzsystemen sprechen. Die Entscheidung 
für eine rein einkommensbezogene Renten-
versicherung als Kernsystem dagegen bedeu-
tet, dass hier die Zusatzsysteme – mindestens 
im Grundsatz – der gleichen Ausrichtung fol-
gen wie die zusätzliche Sicherung. Die Arbeits-
teilung hat somit einen quasi „additiven“ 
Charakter. Nach oben ist dieser „additive“ 
Charakter zumeist durch Leistungsbemessungs-
grenzen der Staatssysteme eingeschränkt. Der 

Tabelle 4

Alterssicherungsprofi le

BRV = Basisrentenversicherung/-versorgung
ERV  = einkommensbezogene Rentenversicherung
GRV  =  einkommensbezogene Rentenversicherung mit eingebauter Mindestrentenregelung
O   = Obligatorium Betriebliche Altersvorsorge (BAV)
(O)  = Quasi-Obligatorium BAV (Tarifverträge und Allgemeinverbindlichkeit)
F  =  freiwillig
OW  =  Obligatorium mit Wahlfreiheit

Quelle: Eigene Darstellung

(2002)

Land Typus des  Rentensystemtypus Zusatzsicherung Vermögen Pensionsfonds 20011

 Wohlfahrtsstaates  (Verpfl ichtungsgrad)

B S ERV F 6 % 

DK B BRV (GRV) F 22 %

D S ERV F 18 %

F S (G) ERV (GRV) O 4 %

GB B  BRV (GRV) OW 69 %

IRL B BRV F 52 %

NL B BRV (O)  117 %

S B/G GRV O 57 %

CH G/B  GRV O 125 %

1 in % vom BIP; nicht nur extern angelegtes Vermögen (zu den Datenquellen vgl. Anm. 2 zu Übersicht 3)
 Weitere Daten liegen von B. McInerny/Mercer 2005: Don’t kill the goose that lays the golden eggs (http:/www.mereerhr.com), UBS 

Global Asset Management 2005: International Pension Fund Comparison (www.ubs.com), Deutsches Institut für Altervorsorge 
2005: Pensionsfonds-Vermögen im internationalen Vergleich (http://www.dia-vorsorge.de); vgl. a. D. Döring 2002: Zukunft der 
Alterssicherung. Europäische Strategien und der deutsche Weg, Frankfurt a.M.; Allianz Global Investors: Western European Pensi-
ons. Reform trends and growth opportunities, Munich 2004, allgemein sind Angaben für Pensionsfondsvermögen eher als Indiz 
für die Größenordnung zu lesen, da offensichtlich schon Divergenzen in der präzisen Abgrenzung vorliegen (vgl. hierzu die An-
merkungen in OECD: Financial Market Trends No. 87, Paris 2005 mittels einer „Working Party on Privat Pensions“ eine „common 
language“ zu fi nden)
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„additive“ Charakter fi ndet sich im Grundsatz 
auch bezogen auf die einkommensbezogenen 
Komponenten „gemischter“  Sicherungssysteme. 

• Die durchschnittliche Höhe der Absicherung 
durch die der staatlich organisierte erste Säule 
beeinfl usst für die einbezogenen Gruppen die 
Lücke zu einem insgesamt angestrebten Ab-
sicherungsniveau (vgl. hierzu und zum Fol -
gen den Tabellen 5 und 6). Die vorangehen -
den Feststellungen beruhten auf einer reinen 
Durch schnittsbetrachtung. Sie lassen sich bei 
streng einkommensbezogenen Systemen, die 
auf allen Einkommensebenen gleiche oder 
ähnliche relative Rentenniveaus unterhalten, 
für den abgesicherten Einkommensbereich 
auch generalisieren. Verfehlt wäre dies jedoch 
bei reinen einkommensunabhängigen Basis-
sicherungen, die wegen ihres einkommensun-
abhängigen Konstruktionsprinzips Beziehern 
niedriger Einkommen höhere und hohen Ein-
kommen niedrigere Absicherungsgrade liefern. 
Bei niedrigem Erwerbseinkommen ist hier 
u.U. eine zusätzliche Sicherung weitgehend 
überfl üssig, da durch die lohnunabhängige 
Basissicherung die Ersatzraten sehr hoch aus-
fallen.

 Die Leistungsniveaus der ersten Säule haben 
in der wohlfahrtsstaatlichen Realität Europas 
auch die politischen Entscheidungen darüber 
beeinfl usst, ob die Zusatzsicherung der freiwil-
ligen Entscheidung der Unternehmen, der Be-
schäftigten bzw. der Vorsorge des Einzelnen 
überlassen wird oder in der einen oder ande-
ren Form verpfl ichtend gestaltet wird. Weitge-
hende Freiwilligkeit der Zusatzsicherung ist 
zumeist dort vorzufi nden, wo die erste Säule 
den – jedenfalls von der Idee her – Löwenan-
teil der Lebensstandardsicherung im Alter lie-
fert. Verpfl ichtende Lösungen für die Zusatzsi-
cherung sind häufi ger dort installiert worden, 
wo die erste Säule – bezogen auf den Durch-
schnittsfall – knapp bemessen ist. Dies gilt 
häu fi ger für Wohlfahrtsstaaten mit „Beverid-
geeinschlag“. Entscheidungen für einen ge-
setzlichen Pfl ichtcharakter der Zusatzsiche-
rung gibt es z. B. in der Schweiz und Großbri-
tannien. Es ist auch möglich, dass niedrige 
Leistungen der ersten Komponente die Tarif-
parteien veranlassen, energisch tarifl iche Zu-
satzleistungen auszubauen. Solche tarifl iche 
Lösungen können wiederum vom Gesetzgeber 
Allgemeinverbindlichkeit erhalten, was sie 

Tabelle 5

Bruttoersatzraten der Alterssicherungssysteme ausgewählter europäischer Länder im 
Vergleich (Rechtsstand 2002) – obligatorischer Bereich1

1 erste Säule und Zusatzsicherung, soweit verpfl ichtend; 45 Erwerbsjahre zugrunde gelegt
2 durchschnittlicher nationaler Arbeitsverdienst der OECD-Reihe für „Average Production Worker“ (APW)

Arbeitseinkommen im Verhältnis  50 % 100 %  150 %
zum Durchschnittsentgelt 2

DK 82,4 43,3 30,3

D 47,3 45,8 45,8

F 84,2 52,9 50,7

GB 67,4 37,1 29,3

NL 68,7 68,3 68,3

S 87,8 64,8 64,6

CH 62,8 58,2 44,2

Quelle: OECD: Pensions at a Glance: Public Policies across OECD-Countries, Paris 2005 (deutsch: Renten auf einem Blick. Staatliche Politik im OECD-
Ländervergleich, in: DRV-Schriften Bd. 61)
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„quasi-obligatorisch“ macht (so in den Nieder-
landen). Verpfl ichtende Lösungen zielen in 
aller Regel auf die betriebliche oder Branche-
nebene, da hier günstigere Verwaltungs- und 
Steuerungskosten im Vergleich zu reinen In-
dividualvorsorge erreichbar sind. 

 Diese Grundentscheidungen prägen stark die 
Finanzierungsseite des Gesamtsystems. Da die 
erste Säule der Alterssicherung durchweg um-
lagefi nanziert und die Zusatzsicherung zu-
meist in aller Regel kapitalgedeckt ist, bedeu-
tet die Entscheidung über die Stärke der ersten 
Säule in der Regel auch eine Vorentscheidung 
über das relative Gewicht von Umlage und 
Kapitaldeckung.22 Aus individueller Sicht be-
schränken hohe Pfl ichtaufwendungen für die 
erste Säule die objektive Möglichkeit und die 
Bereitschaft von Beschäftigten, Beiträge für 
zusätzliche Sicherungen aufzuwenden. Ähn-
liches gilt in der Tendenz für Finanzierungs-
beiträge der Unternehmen. Auch hier wird 
die Beitragshöhe in Bezug auf das staatliche 

Kernsystem die Bereitschaft und Neigung der 
Unternehmen, Beiträge für die Zusatzsiche-
rung zu leisten, beeinfl ussen. 

In der Tendenz lässt sich also festhalten, dass die 
Grundaufstellung des Wohlfahrtsstaates, hier ins-
besondere die Konzeption der ersten Säule der 
Alterssicherung stark die Entwicklungstendenz 
bezüglich der Gewichtsverteilung der Deckungs-
verfahren bestimmt. Deutlich geworden ist, dass 
„beveridgetypische“ Strategien die Entwicklung 
stärkerer Kapitaldeckungskomponenten im Zu-
satzbereich fördern. In etwa vergleichbare Ein-
fl üsse gehen von „gemischten“ Ansätzen aus, ins-
besondere dann, wenn die lebensstandardorien-
tierte Komponente eher spartanisch ausfällt (z. B. 
im Fall der Schweiz). Die schwächsten Impulse 
für die Stärkung zusätzlicher kapitalgedeckter 
Komponenten gehen von „bismarcktypischen“ 
kategorialen Rentenversicherungen aus, wenn 
sie durch ihr Leistungsniveaus den Großteil der 
Lebensstandardsicherung liefern. Die Entwick-
lung der Vermögenswerte der Zusatzsysteme, hier 

22 Dies gilt jedoch nicht zwingend für breit angelegte obligatorische Zusatzsicherungen betrieblicher Art, die im Prinzip auch umlagefi nan-
ziert sein können (vgl. Frankreich).

Tabelle 6

Nettoersatzraten1 der Alterssicherungssysteme ausgewählter europäischer Länder im 
Vergleich (Rechtsstand 2002) – obligatorischer Bereich2

1 Einkommensteuer und Sozialversicherungsbeiträge berücksichtigt
2 erste Säule und Zusatzsicherung, soweit verpfl ichtend; 45 Erwerbsjahre zugrunde gelegt
3  Bezugspunkt: durchschnittlicher nationaler Arbeitsverdienst der OECD-Reihe für „Average Production Worker“ (APW)

Arbeitseinkommen im Verhältnis  50 % 100 %  150 %
zum Durchschnittsentgelt 3

DK 95,6 45,1 42,5

D 61,7 71,8 79,2

F 98,0 68,8 62,6

GB 78,4 47,6 38,2

NL 82,5 84,1 85,8

S 90,2 68,2 70,1

CH 71,4 67,3 53,0

Quelle: OECD: Pensions at a Glance: Public Policies across OECD-Countries, Paris 2005 (deutsch: Renten auf einem Blick. Staatliche Politik im OECD-
Ländervergleich, in: DRV-Schriften Bd. 61)
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insbesondere der betrieblichen Pensionsfonds23 
(vgl. Tabelle 4) bietet insofern ein weitgehend 
„wohlfahrtsstaatstypisches“ Bild. Die vorstehend 
dargelegten Zusammenhänge beschreiben eher 
Tendenzen und haben keinen zwingenden Cha-
rakter.  So  hat  sich  Dänemark  trotz  eines  für    
Durch schnittsverdiener(innen) eher  spartanischen 
Ba sissicherungssystems gegen eine verpfl ich tende 
Zusatzsicherung entschieden. Schwer einzusor-
tieren ist auch der französische Fall. Dies inso-
fern, als hier die erste Säule eher leistungsstark ist 
und trotz einer „eingebauten“ Mindest sicherungs-
komponente eher „bismarcktypisch“ geprägt ist. 
Dennoch hat Frankreich die betriebli che Zusatz-
sicherung 1970 obligatorisch gemacht und fi nan-
ziert diese im Kern durch ein Umlageverfahren. 
Zu bedenken ist auch, dass die gemachten Fest-
stellungen eher auf die bisherige Rechtslage abhe-
ben, die für die heutige Altengeneration maß-
geblich ist. Die überwiegend in die Zukunft 
 hinein wirkenden Eingriffe fallen z. T. bei den zu-
vor meist komfortableren Rentenniveaus „bis-
marcktypischer“ Staatssysteme härter aus, so dass 
mit einer gewissen Vorsicht von einer gewissen 
„Konvergenz der Niveaus“ gesprochen werden 
kann. Die unterschiedliche Stärke der kapital-
gedeckten Komponente refl ektiert jedoch noch 
stark die bisherige Situation. 

Da ebenso das Umlageverfahren wie die Ka-
pitaldeckung spezifi sche Risiken und Chancen 
aufweisen, verspricht m. E. ein tendenziell gleich-
gewichtigerer Mix Stabilitätsvorteile. Ein solcher 
Stabilitätsvorteil dürfte das Gesamtsystem weni-
ger schwankungsanfällig bei den Finanzierungs-
beiträgen machen, als dies bei „einseitigen“ Fi-
nanzierungslösungen der Fall ist. Ein höherer 
Grad an Berechenbarkeit bei den Finanzierungs-
beiträgen der Unternehmen reduziert  im Ergeb-
nis das „Risiko“ von Einstellungsentscheidungen 
der Unternehmen. Ein höherer Grad an Stabilität 
der Finanzierungsbeiträge der Beschäftigten dürf-
te auch das Konsumklima positiv beeinfl ussen. 
Allgemein sind von einer geringeren Schwan-
kungsanfälligkeit positive Einfl üsse auf die Ver-
trauensposition der Alterssicherung zu erwarten. 

Den problematischeren Fall stellen aus dieser Per-
spektive eher „bismarcktypische“ Rentenversiche-
rungen mit traditionell „gutem“ Leistungslevel 
dar. Schon gar, wenn diese mit knappen Schwan-
kungsreserven quasi „auf Karte genäht“ gefahren 
werden. Jede in Bezug auf die zugrunde gelegten 
Erwartungen verschlechterte Entwicklung tritt 
Debatten um Beitragserhöhung versus Leistungs-
anpassung los, die oft destruktiv auf das Vertrau-
en in das Altersicherungssystem wie für Beschäf-
tigungsentscheidungen der Unternehmen und 
Konsumneigung der Bürger wirken. 

Begünstigung der Bezieher/innen von 
Niedrigentgelten und Teilzeittätigen 
in der sozialen Sicherung

In der Mehrzahl der entwickelteren europäischen 
Ökonomien lässt sich ein kontinuierliches Wachs-
tum teilzeitiger (und zeitvariabler) Beschäftigung 
belegen. Für die Fortdauer dieses Trends sprechen 
die Flexibilitätsbedarfe der Unternehmen, aber 
auch die wachsende Erwerbsbeteiligung von Frau-
en. Diese wird nicht zuletzt vom Lebensformen-
wandel (geringere Kinderzahlen, verringerte Sta-
bilität von Ehe und Familie) sowie besseren Aus-
bildungsvoraussetzungen angetrieben und ist 
häufi g mit dem Wunsch nach einer besseren Ver-
schränkung von Erwerbsarbeit und privatem Le-
ben verbunden. Hohe zeitliche Differenzierungs-
grade im Beschäftigungsangebot erleichtern die 
Erwerbsbeteiligung von Frauen. Auch die Alte-
rung des Erwerbspersonenpotenzials dürfte eine 
stärkere Nutzung der Teilzeitarbeit erzwingen und 
wird umgekehrt durch ein breites Angebot von 
Teilzeittätigkeiten erleichtert. Hier soll das Augen-
merk der Frage gelten, welche Gestaltungsele-
mente eines sozialen Sicherungssystems diese 
Veränderungen bremsen oder fördern. 

Entscheidungen für teilzeitige anstelle von 
vollzeitigen Tätigkeiten schlagen in einkommens-
orientierten Sozialversicherungen des „bismarck-
schen“ Typs im Grundsatz proportional auf die 
Höhe der erworbenen monetären Ansprüche der 

23 Ich verwende hier die angelsächsische Begriffl ichkeit.
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Erwerbstätigen durch.24 Unterstellen wir eine 
dauerhafte Teilzeittätigkeit, erreichen Beschäf-
tigte im Grundsatz das gleiche relative Niveau 
von Lebensstandardsicherung wie bei einer dau-
erhaften Vollzeittätigkeit. Zeitweilige Reduktio-
nen haben, bezogen auf das lebensdurchschnittli-
che Erwerbseinkommen – das Rentensystem als 
Beispiel genommen – den gleichen Effekt. Lang-
währende deutliche individuelle Arbeitszeitreduk-
tionen (wie auch dauerhafte Teilzeittätigkeit) führt 
allerdings bei einkommensorientierten Sozialver-
sicherungen zum Risiko einer für den Lebensun-
terhalt unzureichenden Geldleistung im Risiko-
fall (Arbeitslosengeld, Krankengeld, Rente). Da 
die Mindestsicherung in Systemen des „reinen“ 
Bismarck-Typs jedoch nicht „amtliche“ Aufgabe 
der Sozialversicherung ist, sondern in der Regel 
an die Sozialhilfe bzw. sozialhilfeartige Program-
me delegiert wird, stellt dies keinen Fehlschlag 
im Sinne der offi ziellen Zielsetzung dar. Die Be-
trachtung der Effekte eines Übergangs von Voll-
zeit auf Teilzeit zeigt jedenfalls, dass dieser Siche-
rungstyp die Versicherten zu einer hohen Auf-
merksamkeit für die Arbeitszeit und einer gewis-
sen Vorsicht gegenüber individuellen Arbeitsre -
duk tionen zwingt. Wenn eine Sozialversicherung 
dieses Typs Gering fügigkeitsgrenzen anwendet, 
kann eine Arbeitszeitreduktion auf ein sehr nied-
riges Niveau auch zum Ausscheiden der Erwerbs-
tätigen aus dem Erwerb von Ansprüchen oder 
(wie z. B. in der deutschen GRV) zu kaum zähl-
baren Ansprüchen führen. Anders zu bewerten 
ist naturgemäß die zusätzliche Aufnahme einer 
kleinen Teilzeittätigkeit. Auf der individuellen 
Beitragsseite führen Arbeitszeitreduktionen in 
der GRV über die Entgeltreduktion zu einer im 
Grundsatz proportionalen Reduktion der Zah-
lungen für Beschäftigte wie Arbeitgeber. Unterhalb 
von Geringfügigkeitsgrenzen u. U. zum Wegfall. 

Bei mehr oder weniger reinen universellen 
Basissystemen des „Beveridgetyps“ verändern Va-
riationen der Arbeitszeit die Anspruchsniveaus 
im staatlichen Kernsystem überhaupt nicht, da 
die Leistungsformeln hier keinen Einkommens-
faktor enthalten. Diese Kernsysteme sind inso-
fern extrem niedriglohn- und teilzeitfreundlich. 
Voraussetzung ist in der Regel (vgl. Dänemark 
und Niederlande) das Fortbestehen des Wohn-
sitzes im Lande. Auf der Finanzierungsseite fallen 
die Wirkungen von Übergängen von Vollzeit auf 
Teilzeit unterschiedlich aus, je nachdem, ob es 
sich um „steuerähnliche“ Beiträge handelt oder 
ob Zuschüsse aus öffentlichen Mitteln eingesetzt 
werden. Im Falle „steuerähnlicher“ Beiträge sinkt 
der Beitrag je nach dessen konkreter Ausgestal-
tung bei Arbeitszeitreduktionen proportional 
oder über proportional für Beschäftigte und Ar-
beitgeber (soweit diese beitragspfl ichtig sind). 
Unterhalb bestehender Grundfreibeträge oder 
Freigren zen entfällt er. Nimmt man bei der Be-
trachtung ein einkommensorientiertes  Versiche -
rungssystem als Referenzsystem, so zeigt sich bei 
universellen Basissystemen eine massive Subven-
tionierung der Sicherungsansprüche von Teilzeit-
arbeitenden bzw. Niedriglohnempfängern. Die 
vorstehend herausgestellten Zusammenhänge 
stellen mit großer Wahrscheinlichkeit ein Ele-
ment  der  Erklärung  der  besonders  hohen  An-
teile von Teilzeittätigkeiten in einigen europäi-
schen Ländern dar. Bei „beveridgetypischen“ 
 Systemen besteht nicht sel ten ein massiver Dop-
peleffekt zugunsten der „klei nen“ Teilzeitarbeit, 
da diese einerseits mit einem der vollzeitigen 
 Beschäftigung entsprechenden Anspruch ausge-
stattet wird, andererseits bei „steuerähnlichem“ 
Beitrag mit Grundfreibetrag (oder analog der di-
rekten Besteuerung) hierfür keine oder minimale 
Beiträge zu zahlen hat.25 

24 Soweit nicht Beitrags- und Leistungsbemessungsgrenzen tangiert werden.
25 Im dänischen und irischen System dominieren Steuerfi nanzierungslösungen; diese haben auch in Schweden und Großbritannien einen 

hohen Stellenwert in der Finanzierung; zusätzlich werden Beschäftigte mit niedrigerem Entgelt in Irland vom Sozialversicherungsglobal-
beitrag (erste 127 EUR des Wochenverdienstes) und vom Beitrag für das Gesundheitssystem (Wochenverdienste unter 356 EUR) befreit, 
erhalten jedoch weiter Leistungen; in Großbritannien wird der Sozialversicherungsglobalbeitrag erst ab GBP 91 (EUR 135) wöchentlich 
erhoben; im niederländischen System werden Entgelte von EUR 58 pro Tag beitragsfrei bei der Arbeitslosenversicherung gestellt; für die 
Altersrentenversicherung, die Hinterbliebenenversicherung und die Versicherung für besondere Krankheitskosten gibt es Grundfreibeträ-
ge, die nach Steuerklasse variieren und jährlich angepasst werden; die Einbindung in die Leistungen bleibt jeweils bestehen (alle Angaben 
für 1. Mai 2004; vgl. Übersichten von Europäische Kommission: MISSOC a.a.O.
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Die langfristige Teilzeitarbeit ist auch bei „ge-
mischten“ Sicherungssystemen – z. B. der Alters-
sicherung des Schweizer AHV-Typs – durch eine 
nicht bedarfsabhängige Mindestleistung deutlich 
begünstigt. Auch hier wird sie, eine rein einkom-
mensorientierte Sozialversicherung als Referenz-
system genommen, tendenziell subventioniert 
und für die Beschäftigten das „Folgerisiko“ von 
Arbeitszeitreduktionen hinsichtlich der Absiche-
rung im Risikofall teilweise abgenommen. Als Be-
stätigung des hier vertretenen Arguments können 
die Niederlande, die Schweiz, Großbritannien 
und mit Einschränkungen auch Schweden gelten 
(vgl. Tabelle 3). In das Bild passen – allerdings 
spiegelbildlich umgekehrt – auch Frankreich, Bel-
gien und mit Einschränkungen Deutschland als 
Länder mit starkem „Bismarckeinschlag“ hinein. 
Nicht als Bestätigung sind offenbar die eher „be-
veridgetypischen“ Wohlfahrtsstaaten Irlands und 
Dänemarks geeignet, was jedoch vermutlich eher 
anderen gesetzlichen und tarifl ichen Arbeits-
marktregulierungen zuzuschreiben ist.

Europäisch – vergleichende   Untersuchun gen26 
liefern starke Indizien dafür, dass es einen positi-
ven Zusammenhang zwischen dem arbeitsbezo-
genen Differenzierungsgrad auf dem Arbeitsmarkt 
und der allgemeinen Beschäftigungslage gibt. 
Dieser Zusammenhang wird hier unterstellt. Er-
kennbare Zusammenhänge bestehen zwischen 
einem hohen Teilzeitanteil im Beschäftigungssys-
tem und einer hohen Erwerbsbeteiligung von Äl-
teren sowie zur Erwerbsbeteiligung von  Frauen. 
Hohe Erwerbsbeteiligungen haben wiederum ent-
lastende Wirkungen auf die Finanzierungslage 
des gesamten sozialstaatlichen Systems. Starke In-
dizien bestehen auch für einen positiven Zusam-
menhang zwischen der Höhe der Erwerbs betei-
ligung und der allgemeinen Beschäftigungslage.

Niedrige Schwellen bei Übergängen 

zwischen abhängiger und selbstständiger 

Erwerbstätigkeit

Die Mehrzahl der europäischen Ökonomien erle-
ben einen gewissen Bedeutungsanstieg selbststän-
diger Tätigkeiten, gelegentlich schon als „Renais-
sance“ der Selbstständigkeit bewertet. Mindestens 
teilweise ist dieser Prozess verbunden mit einer 
Erosion der dominanten Position der klassischen 
Form der abhängigen Beschäftigung.27 Verbun-
den ist dieser Trend offenbar auch mit einer Ten-
denz zu häufi geren Wechseln zwischen abhän-
giger und selbstständiger Erwerbstätigkeit in den 
Erwerbsbiographien und einer wachsenden Be-
deutung „gemischter“ Tätigkeiten aus selbststän-
di gen und abhängigen Teilelementen.28 Zudem 
verschwimmen in den modernen Ökonomien zu-
nehmend die klassischen Grenzen zwischen ab-
hängiger und selbstständiger Beschäftigung.29 Für 
die Wahl selbstständiger Beschäftigungsformen 
spie len Flexibilitätsbedarfe der Unternehmen eine 
Rolle (Outsourcing, Franchising). Bei den Erwerbs-
tätigen selbst scheint zugleich der Wertewandel 
für eine positivere Bewertung selbstständiger Er-
werbsformen zu sorgen. Bei der neuen Selbststän-
digkeit mischen sich Formen bewusst erstrebter 
„echter“ Selbstständigkeit mit eher „unfreiwilli-
gen“, durch Arbeitgeber vorgegebene Formen 
(„dependent self employment“). Auch die hart-
näckige Arbeitslosigkeit trägt zu einem Auswei-
chen manches erfolglos nach Arbeit Suchenden 
in die Selbstständigkeit bei. 

Ein Vordringen selbstständiger zu Lasten ab-
hängiger Erwerbstätigkeit tangiert Sozialversiche-
rungen des „bismarckschen“ Typs, da die Masse 
der selbstständigen Tätigkeiten hier zumeist nicht 

26 Vgl. u. a. European Commission: Employment in Europe, Brüssel/Luxembourg 1995 f.
27 Vgl. u. a. V. Fachinger/A. Oelschläger/W. Schmähl: Alterssicherung von Selbstständigen. Ausdehnung und Veränderung der Versiche-

rungspfl icht? Projektbericht im Auftrag der Hans-Böckler-Stiftung, Düsseldorf, 2003
28 Vgl. hierzu und zum Folgenden auch die Prüfempfehlung der Wirtschaftsministerkonferenz (WIMIKO) v. 12./13.12.2002 unter TOP 2.1 

Punkt I.7 (hier bezogen auf die Arbeitslosenversicherung; aber sinngemäß übertragbar).
29 Vgl. hierzu u. a. R. Schulze Berschoff: Neue Selbstständigkeit und wachsender Grenzbereich zwischen selbstständiger und abhängiger 

Erwerbsarbeit – Europäische Trends vor dem Hintergrund sozialpolitischer und arbeitsrechtlicher Entwicklungen, Wissenschaftszentrum 
Berlin discussion paper, Berlin Juli 2004
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in die Versicherungs- und Beitragspfl icht einge-
schlossen ist. Gehen wir davon aus, dass künftige 
Erwerbsbiographien häufi gere Wechsel zwischen 
Phasen abhängiger und selbstständiger Erwerbs-
tätigkeit zeigen werden, bekommen Versiche-
rungskarrieren bei mehr oder weniger reinen Ar-
beitnehmerpfl ichtversicherungen den Charakter 
von „Sprungprozessionen“ zwischen Versiche-
rungs- und Nichtversicherungsphasen. Dies tan-
giert die z. B. individuelle soziale Sicherheit im 
Alter dann, wenn die entstehenden Lücken nicht 
konsequent durch andere private Sicherungen 
oder die freiwillige Weiterversicherung im Kern-
system geschlossen werden. Das Risiko der Nicht-
versicherung ist besonders groß in der Startphase 
einer selbstständigen Tätigkeit, wenn die Einkom-
mensperspektiven oft besonders unsicher sind30. 
Auf der Beitragsseite führt bei Arbeitnehmerver-
sicherungen des deutschen Typs ein Übergang 
von abhängiger zu selbstständiger Erwerbstätig-
keit häufi g zum Ausscheiden aus der Beitrags-
pfl icht zur So zialversicherung. Bei breiter ge-
schnittenen kategorialen Systemen, die allgemein 
an Erwerbstätigkeit anknüpfen, wie etwa der bri-
tische Basisrentenversicherung, stellen Über gän-
ge zwischen abhängiger und selbstständiger Er-
werbstätigkeit nur interne Verschiebungen dar. 
Dies gilt ebenso für die Erzeugung sozialer Sicher-
heit wie für die Beitragsseite.

Bei universellen Basissystemen des Beveridge-
typs – wie in Dänemark oder den Niederlanden 
– und „gemischten“ Systemen mit universeller 
Kom ponente à la Schweiz sind Verschiebungen 
zwischen unterschiedlichen Erwerbsformen in 
aller Regel ohne Einfl uss auf das Erreichen des 
systemtypischen Sicherungsziels und die Finan-
zierungsbeteiligung.31 Die vorstehenden An mer-
kun gen beziehen sich vorrangig auf die Gesund-
heits- und die Alterssicherung. Bemerkenswert ist 
darüber hinaus, dass manche universellen Syste-

me (z. B. in Dänemark) dazu tendieren, auch die 
Arbeitslosenversicherungen in der einen oder an-
deren Form für die Absicherung von Selbststän-
digen bei Erwerbslosigkeit zu öffnen. Es wird hier 
deutlich, dass in den „bismarcktypischen“ Wohl-
fahrts staaten Übergänge zwischen Arbeitnehmer-
status und Selbstständigkeit für den Erwerbstäti-
gen relativ „fol genreich“ ist. Sie verändern die 
Sicherungs posi tion des Erwerbstätigen wie die Bei-
tragsseite er heb lich. Sie sind hier auch mit be-
trächtlichen Informationsproblemen (u. U. auch 
Kosten) verbunden. Manche Wohlfahrtsstaaten 
dieses Typs ten dieren zusätzlich dazu, auch bei 
selbststän digen Tätigkeiten selektiv vorzugehen 
und hier eine ganze Reihe von Grenzziehungen 
in bezug auf die soziale Sicherung vorzuneh-
men.32 Im Vergleich dazu lösen Übergänge in 
„beveridgetypi schen“ Systemen jedenfalls bezüg-
lich der Absicherung für  Erwerbstätige keine gra-
vierenden Folgen aus. Zu relativieren ist dies 
 allenfalls bezüglich von Zusatzsystemen, insbe-
sondere der betrieblichen Altersversorgung, die 
hier nicht betrachtet werden. 

Für die Arbeitgeberseite bestehen ebenso bei 
„bismarcktypischen“ wie „beveridgeartigen“ Sys-
temen kräftige Anreize zur Bevorzugung selbst-
ständiger Beschäftigungsformen, wenn bei abhän-
gi ger Beschäftigung Arbeitgeberanteile vorgese-
hen sind und bei selbstständiger nicht. Dieser 
Anreiz nimmt naturgemäß mit der Höhe der Ar-
beitgeberbelastung zu. Dieser Aspekt wird natur-
gemäß irrelevant, wenn – wie im Falle der nieder-
ländi schen AOW-Basissicherung – die Arbeitge-
ber (bei Auszahlung der entsprechenden Lohnbe-
standteile) „herausgenommen“ worden sind.33 In 
jedem Falle zeigt sich, dass die divergierenden 
Impulse der unterschiedlichen Sozialstaatsansät-
ze auf der Seite der Erwerbstätigen liegen. Zuge-
spitzt kann man sagen, dass tendenziell „beve-
ridgeartige“ Systeme Wechsel zwischen abhän-

30 In der Arbeitslosenversicherung besteht je nach Defi nition der erforderlichen Vorversicherungszeit und der Dauer der selbstständigen 
Phase das Risiko des Herausfallens aus dem Sicherungssystem. Bei gemischter Erwerbstätigkeit und abhängigen und selbstständigen Ar-
beit kommt es zur anteiligen Erfassung. Diese Gesichtspunkte greifen nicht, wenn wir in der Erwerbsbiographie einen dauerhaften Über-
gang zur Selbstständigkeit annehmen.

31 vergleichbare Erfassung der Einkünfte unterstellt
32 Vgl. die Situation in der deutschen GRV für Selbstständige mit Versicherungspfl icht für einige Berufsgruppen, der Handwerkerversiche-

rung als Versicherungspfl icht auf Zeit, der Versicherungspfl icht auf Antrag, der freiwilligen Versicherung
33 Man kann allgemein in Europa von einem gewissen Trend zur Senkung der Arbeitgeberbeteiligung bei Beiträgen sprechen (dies ist aller-

dings vor dem Hintergrund der in vielen Ländern hohen Arbeitgeberanteile zu sehen).
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giger und selbstständiger Tätigkeit für Erwerbstä-
tige entproblematisieren“, während diese in „bis-
marcktypischen“ Systemen relativ folgenreich 
sind. Es er scheint plausibel, dass „niedrigschwel-
lige“ Vorkehrungen für Wechsel zwischen Er-
werbsformen Anpassungen des Erwerbssystems 
veränderte wirt schaftliche Gegebenheiten erleich-
tert und auf diese Weise letztlich vorteilhafte 
 Effekte auch für die Beschäftigungslage zeitigt.

Sozialstaatliche Zukunftsinvestitionen I: 
Bildung als Schlüsselressource

Bildung und Weiterbildung spielen eine Schlüs-
selrolle für den Beschäftigungserfolg in entwi-
ckelten Ökonomien. Als Hochlohnländer haben 
diese nur dann eine Chance, wenn sie wesentli-
che Vorsprünge in der Arbeitsproduktivität errei-
chen und sich zudem auf anspruchsvolle, somit 
eher hochpreisige Produkte konzentrieren. Einen 
Lohnsenkungswettbewerb können sie gegen we-
niger entwickelte Länder nicht gewinnen. Unter 
diesen Bedingungen sind sie auf hohe Qu a lifi  ka-
tionsniveaus im Erwerbspersonenpotenzial ange-
wiesen. Die Beschäftigungschancen für Gering-
qualifi zierte schrumpfen dagegen langfristig in 
entwickelten Ökonomien. Geringqualifi zierte sind 
aus mehreren Gründen Verlierer in stark global 
vernetzten Ökonomien. Einfache Produktionen 
sind relativ leicht verlagerbar. Zugleich gehen Zu-
wanderer zwangsläufi g in hohem Maße in einfa che 
Tätigkeiten. Dieser Verringerungsprozess bei den 
Chancen der Geringqualifi zierten durch Schrump-
fen der Tätigkeiten, Verlagerung und Zuwanderer-
konkurrenz erklärt die existenzielle Bedeutung 
gu ter Qualifi kationsstandards für alle Erwerbs-
personen. 

Drei weitere Trends erklären gleichzeitig die 
wachsende Bedeutung der berufl ichen Weiterbil-
dung. Zum einen scheint die Halbwertzeit der Be-
rufsqualifi kation in modernen Ökonomien ten-
denziell kürzer zu werden. Zum anderen erhöht 
die wachsende Frauenerwerbsbeteiligung mit 
häufi geren Wechseln zwischen privatem Leben 
und Berufstätigkeit den berufl ichen Weiterbil-
dungsbedarf. Der dritte Trend geht von der Stra-
tegie mehr oder weniger aller Wohlfahrtsstaaten-

aus, Altersausstiege aus demographischen Grün-
den aufzuschieben. Für die tatsächlichen Erwerbs-
chancen der Älteren ist neben der gesundheitlichen 
Verfassung, den Arbeitskosten für potenzielle Ar-
beitgeber die Aktivität der Qualifi kation entschei-
dend. Diese Zusammenhänge mögen erklären, 
warum bildungsfreundliche Wohlfahrtsstaaten 
letztlich beträchtliche Vorteile im Beschäftigungs-
system erreichen.

Auf lange Sicht ergeben sich weitere Gründe 
für eine energische Bildungsstrategie. Der demo-
graphische Wandel führt in den meisten euro päi-
schen Ländern, besonders ausgeprägt in Deutsch-
land, Italien und Spanien, zu einer deutlich 
schrumpfenden Zahl von Personen im erwerbsfä-
higen Alter. Dies trotz der Bestrebungen, das 
 Ruhestandsalter aufzuschieben. Vor dem Hinter-
grund eines schrumpfenden Erwerbspersonen-
potenzials wird die künftige nationale Wohlstands-
position auch davon abhängen, ob es gelingt, die 
Leistungsfähigkeit der Erwerbstätigen durch ge-
sundheitliche Maßnahmen, vor allem aber durch 
Investitionen in das Qualifi kationsniveau, zu he-
ben. Bildung dürfte zur zentralen Ressource im 
Zeitalter stärkerer Altersstrukturverschiebungen 
werden. 

Sozialstaatliche Zukunftsinvestitionen II: 
Mehr Vereinbarkeit von Erwerbsarbeit 
und privatem Leben

Bei der Notwendigkeit einer besseren Abstim-
mung von Erwerbstätigkeit und privatem Leben 
überschneiden sich Fragen der Gerechtigkeit, ins-
besondere der Gleichbehandlung der Geschlech-
ter beim Zugang zur Berufstätigkeit, das Ziel einer 
ausgeglicheneren demographischen  Entwicklung, 
der Wunsch nach Nutzung aller produktiven Ka-
pazitäten der Gesellschaft sowie Aspekte der Fi-
nanzierung des Sozialstaates. Hier steht der Be-
schäftigungsaspekt (und in Verbindung damit 
der Demographieaspekt) im Vordergrund. Dabei 
muss von einer bestimmten Tendenz des gesell-
schaftlichen Wertewandels und des Lebensformen-
wandels ausgegangen werden. Es scheint ausrei-
chend belegt, dass in den Werthaltungen die tra-
ditionelle Familienorientierung schwächer wird, 
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die Betonung von Selbstständigkeit und Selbst-
entfaltung sich aber verstärkt. Ehe und Familie 
haben de facto offenbar an Stabilität verloren, 
was die Angewiesenheit von Frauen auf die Er-
werbstätigkeit erhöht. Verringerte Kinderzahlen 
und bessere Ausbildung haben zugleich schritt-
weise die Erwerbschancen verbessert. Vor diesem 
Hintergrund wird die Chance des weiteren Er-
werbszugangs auch zu einer wichtigen Vorausset-
zung für die Realisierung eines vorhandenen Kin-
derwunsches. Gerade Frauen mit guter Ausbil-
dung und guten Karriereaussichten verzichten 
bei fehlender Vereinbarkeit oft eher auf die Reali-
sierung des Kinderwunsches als auf die Berufskar-
riere. Für sie sind die „Kosten“ einer Einschrän-
kung oder Unterbrechung der Berufstätigkeit be-
sonders hoch. Bei ungünstigen Erwerbschancen 
fallen diese geringer aus. Dies prägt deutlich das 
generative Verhalten und überschneidet sich 
deut lich mit Einfl üssen, die vom ethnischen Hin-
tergrund ausgehen. Viele Zuwanderer bringen 
traditionelle Werthaltungen mit und fi nden sich 
eher in den unteren Qualifi kationsstufen wieder. 
De facto wer den Kinder – besonders auffällig in 
großstädtischen Milieus – überproportional in 
Unterschichtfamilien mit Migrationshintergrund 
geboren. Hier überlagern sich ethnische mit so-
zialen Schichtun gen. 

Für eine Doppelstrategie, die eine deutlich ver-
mehrte Erwerbsbeteiligung von Frauen mit einem 
kinderfreundlicheren Klima verbindet, sind offen-
bar vorrangig drei Strategieelemente wichtig:
• Eine Schlüsselfrage stellt die Schaffung eines 

ausgebauten kostengünstigen Betreuungsange-
bots dar. Dies gilt für den frühkindlichen Be-
reich bis hin zu allen Schulstufen. Der europäi-
sche Vergleich bietet starke Indizien für einen 
deutlichen Zusammenhang zwischen dem 
Stand des Betreuungsangebots, der Höhe der 
Erwerbsbeteiligung und der Neigung, den 
Kinderwunsch zu realisieren. Dies natürlich 

nicht i. S. eines Einfl usszusammenhangs, der 
nicht allzu mechanisch interpretiert werden 
sollte. Die Bedeutung des Betreuungsangebots 
steigt mit der Ausbreitung eines großstädti-
schen Lebensstils, bei dem die Chance einer 
Berufskarriere für Männer und Frauen als un-
abdingbares Element persönlicher Lebensge-
staltung gesehen wird.

• Ein ausgebautes differenziertes Angebot von 
Teilzeittätigkeiten. Sein Vorhandensein erleich-
tert die Erwerbstätigkeit von Menschen mit 
familiären Verpfl ichtungen, trägt somit zu ei-
ner höheren Erwerbsbeteiligung (auch unab-
hängig von der Frage des Betreuungsangebots) 
bei. Die sozialen Sicherungsstrukturen und 
ihr Einfl uss auf den Differenzierungsgrad sind 
schon oben betrachtet worden. Von Bedeu-
tung sind jedoch viele andere Faktoren: der 
Entwicklungsstand der Ökonomie, die tarifl i-
chen Vereinbarungen, familiäre Traditionen 
u. v. a. m.

• Der Bildungsstand und das Weiterbildungsen ga-
gement ist an anderer Stelle schon angespro-
chen worden. Hohe Ausgangsqualifi kationen 
und gute berufl iche Weiterbildungsstandards 
sind ein wichtiges „Schmiermittel“ in Bezug 
auf Veränderungen beim Arrangement zwi-
schen Berufstätigkeit und privatem Leben.

Die genannten Elemente sind Schlüsselelemente 
einer Strategie, die gleichzeitig auf eine verbes-
serte Beschäftigungslage und eine ausgegliche-
nere demographische Entwicklung zielt. Eine 
stärkere Erwerbsbeteiligung trägt zur Entlastung 
von Arbeit, damit tendenziell zu größeren Be-
schäftigungsspielräumen bei. Die Chance zur 
weiteren Teilnahme am Berufsleben trotz der Er-
ziehung von Kindern erleichtert die Realisierung 
eines Kinderwunsches und trägt zur Minderung 
von Armutsbetroffenheit (und diese wiederum 
zur Entlastung des Sozialstaates) bei. 

32
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Es ist relativ frappierend, in welch hohem Maße 
bestimmte sozialstaatliche Strategiemuster mit ei-
ner günstigen Beschäftigungslage i. S. von nied-
riger Arbeitslosenquote, tendenziell kombiniert 
mit hoher Erwerbsquote, korrespondieren. Die 
„Spitzenländer“ nach dem Kriterium Arbeitslo-
senquote, Niederlande, Schweiz, Dänemark, erfül-
len die sechs hier herausgestellten Positivkriterien 
entweder ganz oder in hohem Maße. Auch die re-
lativ gut im Rennen liegenden Länder Irland, 
Schweden, Großbritannien erfüllen sie mehrheit-
lich, Belgien immerhin noch zur Hälfte. Frank-
reich und Deutschland, die Länder mit der in die-
sem Ländervergleich deutlich schlechteren Be-
schäftigungslage, erfüllen die Kriterien entweder 
in geringem Maße oder – wie im deutschen Fall 
– überhaupt nicht.

Geht man vom Ergebnis dieser Studie aus, so 
müsste der Schluss für die deutsche Strategie 
 lauten: das deutsche Sicherungssystem i. w. S. 
„beveridgeartiger“ zu machen und dies mit „skan-
dinavischen“ Aktivierungsansätzen zu verbinden. 
Das heißt stichwortartig:

• Verstärkung der Steuerfi nanzierung der sozi-
alen Sicherung,

• Verstärkung der ergänzenden Kapitaldeckungs-
komponenten, vor allem in der Alterssiche-
rung,

• stärkere Begünstigung von Niedrigentgelten 
bei den Absicherungsniveaus und/oder den 
Sozialabgaben, 

• stärkere Gleichbehandlung unterschiedlicher 
Erwerbsformen in der sozialen Sicherung,

• bildungsfreundlichere Aufstellung des Sozial-
staates,

• energischer Ausbau des Betreuungsangebots 
für alle Altersgruppen und weitere eltern-
freundliche Maßnahmen.

Das Ergebnis des Vergleichs liefert starke Indizien 
dafür, dass im Fall eines solchen Strategiewech-
sels günstigere Beschäftigungswirkungen zu erwar-
ten sind. Einige als vorteilhaft für die Beschäfti-
gung herausgestellten Strategieelemente, Begüns-
tigung von Niedrigentgelten, die Verbreitung der 
Weiterbildung sowie der Ausbau des Betreuungs-
angebots verspricht langfristig auch positive Ef-
fekte bei der Milderung der demographischen 
Schiefl age.

7. Abschließende Bemerkung
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Einige Folgerungen für die deutsche 
Sicherungsstrategie am Beispiel der 
Alterssicherung 

Die vorstehende Studie ist auf das sozialstaatliche 
Gesamtsystem bezogen. Dennoch ist es sinnvoll 
zu überdenken, welche Folgerungen sich bei 
einem Strategiewechsel in Deutschland für die 
Systeme der sozialen Sicherung, insbesondere für 
das volumenstärkste System Alterssicherung, er-
geben würden. Von den zuvor angesprochenen 
Strategieelementen lassen sich vier unmittelbar 
auf deren Ausgestaltung anwenden: 
• Zum einen die Frage der Struktur der Finanzie-

rung. Dieser Aspekt wird sinnvollerweise dis-
kutiert in Beziehung zur Struktur der Leistun-
gen (dem zweiten Strategieelement, auf das 
hier Bezug genommen wird), da beide Seiten 
durch eine bestimmte Logik des Alterssiche-
rungssystems verkoppelt sind und nicht belie-
big wählbar sind; besonderes Augenmerk soll 
angesichts der Ergebnisse der obigen Studie 
dem Zusammenhang zwischen steuerlichen 
und „steuerähnlichen“ Finanzierungselemen-
ten und den leistungsseitigen Stützungsmaß-
nahmen für Niedrigverdiener bzw. -verdiene-
rinnen gelten. Insofern wird hier gleichzeitig 
auf zwei Strategieelemente der Studie Bezug 
genommen.

• Zum zweiten die Frage der Gleichbehandlung 
unterschiedlicher Erwerbsformen in dem Ren-
tensystem. Dies betrifft insbesondere abhän-
gige und selbstständige Erwerbsformen.

• Zum dritten die Frage der Beimischung starker 
Kapitaldeckungselemente in der Alterssiche-
rung. Dies bezieht sich weniger auf die staat-
lich organisierte 1. Säule der Alterssicherung, 
als vielmehr auf die Zusatzkomponenten.

1. Aspekt: lohnbezogene Beiträge versus 
„steuerähnliche“ Beiträge bzw. Steuern – 
diskutiert in Verbindung mit 
Stützungsmaßnahmen für Niedriglohnbezieher

Die deutsche GRV ist traditionell überwiegend 
beitragsfi nanziert. Die Beiträge sind im Rahmen 
der Bemessungsgrenzen bruttolohnproportional 
und defi nieren im Rahmen des strukturellen Äqui-
valenzprinzips die Höhe der individuellen Ren-
tenansprüche. Die bis zur Rentenreform 1956/57 
starke Verwendung der Beitragsmittel zur Stüt-
zung von Niedrigentgelten und den Ansprüchen 
von Versicherten mit kurzer Beitragsdauer wurde 
mit der Reform weitgehend aufgehoben. Auch 
danach verblieb allerdings eine gewisse Nutzung 
von Beitragsmitteln für „versicherungsfremde“ 
Zwecke (Kriegsfolgelasten, vorgezogene Alters-
renten etc.), wobei allerdings die für die Defi ni-
tion „versicherungsfremd“ verwandten Kriterien 
stets diskussionsbedürftig sind. Nach Auffassung 
der überwiegenden Zahl der Experten können die 
versicherungsfremden Ausgaben heute als durch 
den Staatszuschuss abgedeckt gelten.

Öffentliche Haushaltsmittel sind seit der 
Gründung des Hauptsystems der GRV 1889 ein 
systematischer Teil der Finanzierung. Um Bei-
tragslasten niedrig zu halten, wurde eine Finan-
zierungsbeteiligung des Reichshaushalts von etwa 
einem Drittel ins Auge gefasst, die zu einem we-
sentlichen Teil in die Finanzierung der „Reichszu-
schuss“ genannten Sockelbeträge für alle Rentner 
fl oss. Legitimiert war der hohe Zuschuss aus dem 
Reichshaushalt, der bis zum ersten Weltkrieg zeit-
weilig bis auf ca. 45 % der Ausgaben anstieg, auch 
durch die Tatsache, dass z. T. in den Startjahren 
Renten quasi aus dem Stand für fi ktive Beitrags-
zeiten gezahlt wurden. Weitere Begründungen 
lagen in Erstattungen, z. B. für die Militärzeiten-

Handlungsempfehlungen für die Gestaltung der Altersvorsorge
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anrechnung. Mit der Reform 1956/57 erfolgte 
eine grundsätzliche Neudefi nition des Staatszu-
schusses, der – ohne auf zwischenzeitliche wie-
derholte Interpretationswechsel einzugehen – in 
der Tendenz zu einem allgemeinen Systembeitrag 
wurde. Hinzu kamen neue Abdeckungsziele: so 
bei den Erziehungszeiten. Wiederholt spielten 
auch pragmatische Gründe für den Einsatz von 
Haushaltsmitteln eine Rolle (wie die Vermeidung 
ansonsten erforderlicher Beitragsanhebungen). 
Heute liegt der Staatsanteil nahe der Position, die 
ihm bei der Gründung zugedacht war. Vorläufi g 
kann man also feststellen, dass die Relationen 
von Beitrags- zu Haushaltsmitteln im Rahmen 
der „amtlichen“ Aufgabenstellung des GRV-Sys-
tems vertretbar ist. Die Abgrenzung des „versi-
cherungsfremden“ Leistungsanteils kann aller-
dings stets hinterfragt werden. Einer der mögli-
chen Angriffspunkte ist z. B. der Gesamtkomplex 
der Umstellung des früheren DDR-Rentensys-
tems im Rahmen des deutschen Einigungspro-
zesses. Dies soll jedoch hier nicht vertieft wer-
den.

Eine gravierende Veränderung der Relation 
der lohnbezogenen Beiträge versus der Steuer-
mittel wäre insofern nur begründbar in Zusam-
menhang mit wesentlichen Veränderungen auf 
der Leistungsseite. So durch den Einbau von stär-
keren mindestsichernden Leistungskomponen-
ten in die GRV, sei es bedarfsunabhängig oder 
bedarfsabhängig. In der Logik des bestehenden 
Systems würden m. E. am ehesten Maßnahmen 
wie die Weiterentwicklung der sog. „Rente nach 
dem Mindesteinkommen“ passen, die derzeit zur 
Aufwertung von Pfl ichtbeitragszeiten bis Ende 
1991 genutzt wird, für Zeiten danach nicht mehr. 
Eine quasi „verwandte“ Maßnahme gibt es seit 
dem Altersvermögensergänzungsgesetz (VmeG) 
für erwerbstätige Eltern. Die Verlängerung der bis 
1991 derzeit angewandten Regelung bzw. deren 
Weiterentwicklung zu einer an eine lange Er-
werbsdauer gekoppelten „echten“ Mindestrenten-
regelung würde erst die Legitimation für eine 
spürbare Verschiebung der Gewichte zwischen 
lohnbezogenen Beiträgen und Steuern liefern. 

Insofern bietet die GRV in ihrer heutigen Gestalt 
sehr viel weniger Ansatzpunkte für eine stärkere 
Steuerfi nanzierung als andere Bereiche der So-
zialversicherung: so die GKV und die gesetzliche 
Pfl egeversicherung, wo die lohnbezogen erho-
benen Beiträge in kräftige interpersonelle Um-
verteilungsmaßnahmen zugunsten von Niedrig-
lohnempfängern, Kindern und chronisch Kran-
ken einfl ießen und damit de facto einen eher 
„steuerähnlichen“ Charakter aufweisen. Noch-
mals sei betont: Die Aussage bezüglich der GRV 
gilt unter der Voraussetzung, dass das System im 
Großen und Ganzen auf dem Pfad der bisherigen 
Systementscheidung bleibt.

2. Aspekt: Frage der Beimischung starker 
Kapitaldeckungsanteile in der Alterssicherung

Die deutsche GRV ist anlässlich ihrer Gründung 
als teilweise kapitalgedecktes System konzipiert 
worden. Auch Umlageelemente kamen u. a. durch 
aus aktuellen Beitragseinnahmen fi nanzierte Leis-
tungszahlungen aus dem Stand sowie die Steuer-
fi nanzierungskomponenten hinein. Durch die 
für Durchschnittsverdiener, schon gar für über-
durchschnittlich gestellte Versicherte eher spar-
tanische Anlage der Leistungen war der Spiel-
raum für den – in aller Regel kapitalgedeckten – 
Zusatzsicherungsbereich relativ groß (was sich in 
einem schrittweisen Ausbau von Betriebsrenten-
systemen und Individualvorsorge niederschlug). 
Man kann sagen, dass das deutsche Ursprungs-
system angelegt war auf eine eher gleichgewich-
tige Mischung von Deckungskomponenten. Die 
Ausgangskonstellation der deutschen Alterssiche-
rung wurde durch die historischen  Katastro phen 
Deutschlands in der ersten Hälfte des 20. Jahr-
hunderts sowie hieraus folgende  politische Ent-
scheidungen grundlegend verändert. Zwei Welt-
kriege, die Hyperinfl ation der 20er und die Welt-
wirtschaftskrise zertrümmerten de facto großen-
teils die Kapitaldeckungskomponenten der GRV. 
Die gleichen Vorgänge brachten viele kapitalge-
deckte Systeme in eine katastrophische Lage. Die 
Entscheidungen der Adenauer-Ära trugen dem 

34 Vgl. u. a. F. Breyer: Ökonomische Grundlagen der Rentenversicherung, in: Handbuch des Sozialversicherungsrechts. Band 3: Rentenver-
sicherungsrecht, München 1999
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Rechnung, indem sie die GRV, die seit dem Kriegs-
ende de facto umlagefi nanziert war, auch von 
den gesetzlichen Grundlagen her von der Kapi-
taldeckung löste und gleichzeitig das Rentenni-
veau massiv anhob. Dies hatte, von anderen poli-
tischen Motiven abgesehen, nicht zuletzt den 
Zweck, die katastrophale Lage der privaten Siche-
rungen (Betriebsrenten, Lebens versicherungen) zu 
kompensieren. Die GRV rückte damit in die Rolle 
einer den Hauptanteil der Lebensstandardsiche-
rung im Alter gewährleistenden Institution. Die 
über lange Zeit hinweg hohe Angewiesenheit 
selbst von Durchschnittsverdienern auf Zusatzsi-
cherungen durch Betriebsrenten, Lebensversiche-
rungen und altersbezogene Vermögensbildung 
wurde wesentlich reduziert. Auch die Motivation 
der Tarifparteien, die Altersvorsorge zu einem 
Schwerpunkt ihrer Ak tivität zu machen, war fort-
an gering. Vor dem Hintergrund einer teilweise 
katastrophalen Lage vieler kapitalgedeckten Sys-
teme, hoher Armutsraten der Ruheständler war 
die massive Verstärkung der Absicherungsniveaus 
von durchschnittlich ca. 65% außerordentlich 
populär und ein teilweise wahlentscheidender 
Faktor (so in der Bundestagswahl 1957). Die Fi-
nanzierungsseite schien vor dem Hintergrund der 
hohen Wachstumsraten, der ab Mitte der 50er 
Jahre sich abzeichnenden Vollbeschäftigung und 
kontinuierlichem Lohnwachstum unproblema-
tisch. Dennoch war die Reform 1956/57 mit einer 
Anhebung der Beitragssätze um ein Drittel ver-
bunden. Die theoretischen Überlegungen Ma-
ckenroths be stätigten (vermeintlich) die Richtig-
keit des Wech sels der Deckungsmethode.34 Die 
Wirkung der getroffenen Entscheidung auf die 
Rolle der Kapitaldeckung wurde dadurch ver-
stärkt, dass die Versicherungspfl icht durch die 
Aufhebung der Versicherungspfl ichtgrenze für 
Angestellte Ende 1967 um eine sich vorrangig auf 
Betriebsrenten, Lebensversicherung und Vermö-
gensbildung stützende Gruppe erweitert wurde. 
Diese grundlegenden Entscheidungen prägen bis 
heute die dominierende Rollte der umlagefi nan-
zierten Leistungen in der Alterssicherung. Den-

noch ist in den 60er und 70er Jahren ein relativ 
kontinuierliches Wachstum der Reichweite der be-
trieblichen Altersversorgung feststellbar, für das 
insbeson dere personalpolitische, steuerliche und 
Finanzierungsgesichtspunkte der Unternehmen 
verantwortlich waren. Auch führte die im Zuge 
des wirtschaftlichen Wachstums zunehmende 
Sparfähigkeit zu einer Expansion der Lebensversi-
cherung, zumal diese traditionell steuerlich be-
günstigt wurde. Dies tangierte die überwältigende 
Dominanz der Umlage auf der Deckungsseite 
nicht entscheidend. Dies gilt umso mehr, als seit 
den 80er Jahren die hartnäckige Unterbeschäfti-
gungslage die Motivation der Unternehmen, Be-
triebsrentenzusagen zum Zwecke der Personalge-
winnung und Personalbindung einzusetzen, 
deutlich geschwächt hat. Auch dürfte der durch 
europäi sche Integration und Globalisierung zu-
nehmende Wettbewerbsdruck zu Einschränkun-
gen bei getragen haben. In der Individualvorsorge 
zeigt die dürftige Reallohnentwicklung bis hin zu 
 Nettorealverlusten bei den Beschäftigten deutli-
che Spuren.

Einerseits hat der kontinuierliche Finanzie-
rungsdruck von der Beschäftigungsseite her und 
die erwartete Altersstrukturverschiebung dazu 
beigetragen, einen schrittweisen Prozess der Ein-
schränkungen im Leistungsrecht in Gang zu set-
zen, der das GRV-System von einem der leistungs-
starken europäischen Systeme für jüngere Erwerbs-
tätige zu einem allenfalls noch basissichernden 
machen wird. Dies tangiert die heutige Ruhe-
ständlergeneration in geringerem Maße, läuft für 
heute 35-Jährige auf ein Bruttorentenniveau von 
etwa 34% hinaus (Basis Durchschnittsentgelt und 
40 Versicherungsjahre)35. Hinzu kommt eine Min-
derung der Nettoniveaus durch schrittweise Aus-
weitung der nachgelagerten Besteuerung. An-
dererseits ist mit der Riester-Reform eine recht 
energische Begünstigung der kapitalgedeckten Zu-
satzvorsorge etabliert worden, die von dem Ange-
bot fl exiblerer und berechenbarerer betrieblicher 
Lösungen für die Unternehmen begleitet wird. 
Dieser Prozess ist in seiner Richtung ein sinn-

35 Vgl. die Ergebnisse von Modellrechnungen in Tabelle 7
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Grafi k 1

Berechnungen zum AVmG-Potenzial bis 2015

Tabelle 7

Bruttorentenniveaus nach 40 Versicherungsjahren mit Durchschnittsentgelt
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Netto-AVmG-Potenzial
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Annahmen:
Bruttolohn/-gehalt: 26.400,–/ 2002, 25.680,–/2003 p.a.
Dynamisierung: 2% p.a.
Arbeitnehmer (25–55 J.): Fall A: 22,5/2002, 25,6/2003 Mio.; 
Fall B: 26,1/2002, 25,6/2003 Mio.
Rendite: 3,25% p.a.
Verwaltungskosten: 5% p.a. auf den Zufl uss

Quelle: BerechnungenDöring/Dietrich 2004

Startjahr Regelaltersgrenze Fiktiv: Fiktiv: Gesetzliche
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voller Schritt. Er hat eine faktische Wende in der 
Entwicklung der Zusatzsicherung eingeleitet und 
muss insofern als erfolgreich gelten; erreicht je-
doch nicht annähernd das erforderliche Ausmaß. 
Der deutlichste Fehlschlag ist für den Niedrigein-
kommensbereich festzustellen, wo offen bar mit 
Blick auf die erforderlichen Eigenbei träge verbrei-
tet auf die im Prinzip großzügige Förderung ver-
zichtet wird. In größerem Maße ist die Inan-
spruchnahme bei mittleren und darüber liegen-
den Einkommen, erreicht jedoch auch hier keine 
Flächendeckung, die angesichts der kompensato-
rischen Funktion eigentlich erforderlich wäre. 
Dazu mag beigetragen haben, dass Regierungen 
jeglicher Couleur eine vorbehaltlose Aufklärung 
über die realistischerweise zu erwarten den Ni-
veaus vermissen lassen. Hinzu kommt die schwa-
che Lohnentwicklung der letzten Jahre, die bei 
der nun im Vordergrund stehenden Eigen fi nan-
zierung besondere Bedeutung hat. Auch ist die 
rot-grüne Koalition zwar den Schritt zu einer 
Pfl icht der Unternehmen gegangen, auf Aufforde-
rung von Beschäftigten eine Entgeltumwand-
lungslösung anbieten zu müssen. Sie hat jedoch 
nicht den Verpfl ichtungsgrad für die Zusatzvor-
sorge erhöht. Europäische Erfahrungen zeigen 
 jedoch, dass starke Beimischungen von Kapital-
deckungselementen durchweg dort entstanden 
sind, wo in der einen oder anderen Form die Zu-
satzvorsorge verpfl ichtend gestaltet worden ist. 
Auf der Grundlage einer solchen Entscheidung 
würde sich auch in Deutschland ein starker Ver-
mögensaufbau ergeben (vgl. Grafi k 1).

3. Aspekt: stärkere Gleichbehandlung 
unterschiedlicher Erwerbsformen im 
Rentensystem

Die gesetzliche Rentenversicherung blickt auf 
eine lange Tradition der Selektivität bezüglich der 
personellen Seite zurück. Sie beginnt als Arbeiter-
versicherung unter Einbeziehung der „kleineren“ 
Angestellten. Für diese wird eine Versicherungs-
pfl ichtgrenze etabliert, die mit der Einführung 
einer separaten Angestelltenversicherung ab 1913 
kräftig angehoben wird. Diese obere Begrenzung 
der Versicherungspfl icht bei Angestellten wird – 
bei wiederholten Anpassungen – bis Ende 1967 

fortgeführt. Seither ist die GRV ein allgemeines 
System der Arbeitnehmerpfl ichtversicherung un-
ter Ausnahme der Beamten (und von beamten-
ähnlichen Beschäftigten). Ausnahmen bestehen 
traditionell auch bei kleinen Teilzeitarbeitsver-
hältnissen (die heute allerdings eingeschränkt 
einbezogen sind). Hochgradig ist die Selektivität 
bei selbstständigen Erwerbstätigen. Hier sind be-
stimmte Beitragsgruppen ohne Einschränkung 
versicherungspfl ichtig. Seit 1938 sind auch Hand-
werker versicherungspfl ichtig, allerdings nur auf 
Zeit. Mit der Reform 1972/73 kam die sog. Versi-
cherungspfl icht auf Antrag hinzu, neben der es 
noch die allgemeine Möglichkeit der freiwilligen 
Versicherung gibt. Heute stehen etwa drei Viertel 
der Selbstständigen außerhalb der Versicherungs-
pfl icht (arbeitnehmerähnliche und Scheinselbst-
stän digkeit, Ich-AG’s). In den letzten Jahren sind 
weitere Regulierungen im Grenzbereich zwischen 
abhängiger Beschäftigung und Selbstständigkeit 
hinzugekommen.

Bei großer Stabilität der erwerbsbiographi-
schen Muster stellen die vielfachen Grenzziehun-
gen innerhalb der Selbstständigkeit und zusätz-
lich die Regulierungen im Grenzbereich zwischen 
abhängiger und selbstständiger Beschäftigung 
kein schwerwiegendes Problem dar. Von einer 
solchen Situation großer Stabilität kann jedoch 
immer weniger die Rede sein. Berufsbiographien 
verlieren an Stetigkeit, Qualifi kationen an Halb-
wertzeit. Wechsel zwischen unterschiedlichen Er-
werbs formen nehmen offenbar zu; desgleichen 
„gemischte“ Erwerbsformen mit abhängigen und 
selbstständigen Elementen. Im Gesamtbild wird 
 ei ne schleichende Erosion des Bestandes versiche-
rungspfl ichtiger Erwerbstätigkeit sichtbar. Erkannt 
werden sollte, dass die größere Kostengünstigkeit 
nichtversicherungspfl ichtiger Beschäftigung für 
Arbeitgeber einen permanenten Anreiz zu deren 
Bevorzugung darstellt. Insofern würde eine Neu-
abgrenzung der Versicherungspfl icht in Richtung 
des Kriteriums Erwerbstätigkeit eine wichtige  Ur-
 sache der Erosion der Beitragsbasis der GRV (wie 
der Sozialversicherung allgemein) vermeiden. 
Gleichzeitig hätte dies den Vorzug, dass die in der 
modernen Erwerbslandschaft zunehmen den Er-
werbsformenwechsel sowie Erwerbsformenkom-
binationen ebenso auf der Beitragsseite wie bei 

WISO
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den Sicherungsleistungen erfasst würden. Dies 
sind Aspekte, die für die Stabilisierung und die 
Sinnhaftigkeit der Sicherungsleistung der Insti-
tution GRV wichtig wären. Für ihre praktische 
Durchsetzung wichtig wäre u. a. ein verantwort-
licher Umgang mit bestehenden berufsständi-
schen Systemen. Hier bieten sich zwei Alternati-
ven an: entweder eine Optionslösung zugunsten 
eines solchen Systems oder die schrittweise Um-
wandlung solcher Systeme in Zusatzsicherungen. 
Wichtig wäre, dass eine eventuelle Neuabgren-
zung der Versicherungspfl icht nicht vorrangig 
unter dem Finanzierungsblickwinkel stattfi ndet, 
sondern auf die institutionelle Sinnhaftigkeit und 
idealerweise auch auf positive wirtschaftliche 

und gesamtgesellschaftliche Effekte zielt. Geht 
man von den Ergebnissen der vorangehenden 
 europäisch vergleichenden Studie aus, so stünde 
eine Neuausrichtung der GRV in Einklang mit 
den Ansätzen der beschäftigungspolitisch relativ 
erfolgreichen Länder in Europa. Bei allen Unter-
schieden des wohlfahrtsstaatlichen Ansatzes im 
Einzelnen ist offenbar die Gleichbehandlung al-
ler Erwerbsformen Teilstück eines erfolgreichen 
Strategiemusters. Die Vermeidung von gravieren-
den Folgen, aber auch Informationsproblemen 
zwischen Erwerbsformen erhöht vermutlich die 
Anpassungsfähigkeit der Volkswirtschaft an ver-
änderte Bedingungen.
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